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Ver Heimatdiensi

,

gDer Reichstagder V. Wahlperiode.
Von Dr. K ais e n b e r g , Ministerialratim Reichsministerium des Innern.

Der neugewählteReichstag setztsichnach dem vorläufigen
amtlichen Ergebnis zusammen aus folgenden Parteivertretern:

-

Sozialdemokratische Partei Deutschlands . .

.· 143
"

Nationalsozialistische Deutsche Arbeiterpartei , . ." 107
Kommunistische Partei Deutschlands .— . . .

.v
76

Deutsche Zentrumspartei . . . . . .
. ·. . .

«

68

Deutschnationale Volkspartei . . . . «. . . . LU
Deutsche Volkspartei . . . ., . . . .«« . . . 30

Reichspartei des Deutschen Mittelstandes (Wi.rt-.
« schaftspartei)

«

. . . . . . . . . . 25
«

Deutsche Staatspartei . . . . . . . . . . 20

Bayerische Volkspartei . . .« ; .- . . . .
« 19

Deutsches Tandvolk .— . . . .

,

. ; . . . . 18

ChristlichiSozialer Volksdienst «.
. . .. . . . ja

Deutsche Bauernpartei . . . . .. . . . 6

Konservative Volkspartei . . . .- . . . . . 5 .

Landbund . . . . . . . . . . . . . . Z

DeuHchsHannoverschePartei . . . . . . . . Z

zusammen «576

Bis auf das Zentrum und die Bayerische Volkspartei
haben alle Parteien, die hinter der Regierung standen, ab-

solut an Stimmen, zum Teil erheblich, verloren. Zentrum
und Bayerische Volkspartei konnten zwar ihre absoluten
Stimmenzahlen vermehren, schneiden aber auch relativ mit

einem Verlust ab.
v

Zum ersten Male seit der Nationalversammlungswahl ist
wiederum eine lebhafte Wahlbeteiligung festzustellen ·

Die Zahl
der« Stimmberechtigten dürfte schätzungsweise 42,9· Millionen
betragen haben. Rechnet man 450 000 ungültige Stimmen

(bei der Maiwahl 1928 wurden 428 aszungültige Stimmen

ermittelt), so ergibt sich eine Wahlbeteiligung von 82,5 v.H.,
. die fast an die Wahlbeteiligung bei der Nationalversamms
-

lungswahl ("83 v.H.) herankommt
»

-

Der Zuwachs an Stimmen, der sich einmal aus »dererj- (

- höhten Wahlbeteiligung, dann aber auch aus dem Zuwachs
der Stimmberechtigten infolge der Bevölkerungszunahme und

- dessEintrittsj in das Wahlmündigkeitsalter ergibt, ist fast aus-v

schließlich den radikalen Parteien rechts und links zugutegei
kommen. Welchen Anteil die einzelnen Parteien an der Ge-

j -- samtzahl der Abgeordneten bei der Maiwahl 1928, bei Auf-
—lösungdes alten Reichstags, und bei der-Wahl am letzten

Sonntag hatten, ergibt die nebenstehende Übersicht. , »

«

.Vergleicht man die Anteilssätze der einzelnen Parteien
an der Gesamtzahl der Abgeordneten mit den Anteilssätzen
bei der Maiwahl 1928, so zeigt sich,.daß bis auf die beiden

extremen Flügelparteien alle Parteien-im Parlament an Ein-

fluß einbüßen, auch die Parteien, die, wie das Zentrum und

die Bayerische Volkspartei, absolut an Sitzen gewonnen oder,
.

wie die Wirtschaftspartei, ihre bisherige Sitzezahl behauptet
-» haben. Dem steht gegenüber ein prozentual sehr hohes An-

—- wachsen des Einflusses der Kommunistischen Partei (20 v. H.)
«

Nationalsozialistischen Deutschen Arbeiterpartei
: (6?5 v.H.).

Bei Auflösung des Reichstags bekannten sich 4 Abgeord-
nete zum ChristlichsSozialen Volksdienst, der jetzt mit 14 Ab-

geordneten im Reichstag vertreten ist. Zu der Christlichs
Nationalen Bauern- und Tandvolkpartei bekannten sich 10 Ab-

geordnete des letzten Reichstags, während auf Landvolklisten
, jetzt 18 Abgeordnete gewählt wurden. Von den 8 Vertretern
"der Volkskonservativen Vereinigung des alten Reichstags
kehren nur 5 Vertreter der neuen Konservativen Volkspartei
wieder.

Die Zahl der am Wahlkampf sich beteiligenden Parteien
ist gegenüber den Maiwahlen 1928 etwas zurückgegangen,näm-
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.

Deutsche

DeutschesLandvolk

Jnsgesamt: . . .

.»
.

lich von 35 auf 27, was eine Verminderung um 22,9 v.H.
bedeutet. Von diesen Parteien werden nur 15 im Reichstag
vertreten sein. Die Volksrechtpartei, die im letzten Reichstag
mit 2 Abgeordneten vertreten war und diesmal 27x 951 Stim-
men aufgebracht hat, wird keinen Sitz erhalten.

"

Auf Edie Kreiswahlvorschlägeder nationalen Minder-

heiten sind 76 ass, auf sonstige Parteien 64 654 Stimmen ab-

gegeben sworden Die Zahl der hiernach wirkungslos ab-

gegebenen Stimmen beträgt 41502Z, also ein wesentlicher
Rückganggegenüber der auf Splitterparteien bei der Maiwahl
1928 entfallenen Stimmen mit 832 soz. Auch die Auswert-.
barkeit der Stimmen ist günstiger als 1928, besonders durch
das Zusammengehen mehrerer Parteien auf gemeinschaftliche
Kreis- und Reichswahlvorschläge. Die Konservative Volks-

partei z. B..rväre völlig ausgefallen, wenn sie nicht mit der

. Tandvolkpartei und den Welfen einen gemeinsamen Reichs-

wahlvorschlag eingereicht hätte.
auf dem Reichswahlvorschlag

Der, Rückgang der Stimmenzersplitterung ist
einer der wenigen Tichtpunkte der Wahl, als deren Sieger
die radikalen staatsverneinenden beiden Parteien der Kom-

munisten und Nationalsozialisten hervorgegangen sind.

.
vergleichende Übersicht

über die Stärke der Parteien 1928 und 1930.

Sie erlangt ihre 5 Sitze nur

vZahl der u e-
·

Abgeordnetenzatft
otIMM- dis ch YIPSYZYUYM

» nach dem Wah- M Auflösung d— vorläufigen Co
P a r t e t e n ergeht-is 1928 . Mich-MS- ZIIE gekni- dek wohlpartei bekannt

vom u« z« »so
haben

ab - iu- ab

haust v. H. hat-J v. H. hat-; v· h.

Sozialdemokratischepars«

, tei Deutschlands . . 153 31,2 152 31,0 143 24,8
-

Deutschnationale Volks-
·

vpart-ei. , . . . 73 14.9 58 11,8 41 7,1

DeutscheZentrumsparte 61 12,4 60 12,2 68 11,8

Bayerische Volkspartei . 17 3,5 17 3,5 19l 3,3

DeutscheVolkspartei. . 45 9,2 45 9,2 30 f5,2

KommunistischePartei
Deutschlands . . . .

demokratische
--—Partei—- Deutsche »

»

Staatspartei . . . . 26 5,1 25 5,1 20 -"ö,5

Reichspartei des Deut-«

schen Mittelstandes
(Wirtschaftspartei) . 23 4,7 23 4,7 23 4,0

54 11,0 54 11,0 76 13,2—

(Christl. Nat. Bauern-

u.Landvolkpartei) . . 10
"

2,0 10 2,0
—

KonservativeVolkspartei .. . 8 1,6 26 4’5
Deut - annoverschePairckieiH. . . . . . 3 0,6 4 0,8

Christlich - Sozialer
-

,

Volksdienst. . . . . . . 4 0,8 14 2,4

Tandbund . . . . . .

»

3 0,6 3 0,6 , 0,5

SächsischesLandvolk . . 0,4 2 0,4 -k-
i-

·

Uationalsozialistische
"

,

DeutscheArbeiterpartei 12 2,4 12 2,4 107 18,6

Deutsche Bauernpartei . 8 1,6 8 1,6 6 1,l

Volksrechtspartei . . . 2 0,4 2 0,4 —- -—-

Bei keiner Partei. . . . . 4 0,9 — —-

491 l1oo,o 491 l1oo,0 576 Ioo,o



Ver heim-töteten

Der neue WahlaesetzeniwursderReichsreaierung.
Von Dr. K ais e n b e r g , Ministerialrat im Reichsministeriumdes Innern.

Der Forderung nach Wahlreform hat die Reichsregierung
entsprochen. Sie hat dem vom Reichsinnenminister Dr. Wirth

dem Kabinett vorgelegten Entwurf eines Reichswahlgesetzes
zugestimmt. Der Entwurf wird beim neugewählten Reichstag
alsbald nach seinem Zusammentritt eingebracht werden.

Zunächst darf ich auf die früheren und das jetzt geltende
Wahlverfahren kurz eingehen. Der Reichstag des Kaiser-
reiches wurde nach dem Mehrheitswahlsystem ge-
wählt. Das ganze Reich war in 597 Wahlkreise eingeteilt.

’

Jn jedem Wahlkreis wurde ein Abgeordneter gewählt. Es ent-

schied dief a b s o l u t e M e h r h ett der Stimmen; wurde

diese nicht erreicht, so fand zwischen den beiden Kandidatem
die in der Hauptwahl die meisten Stimmen erhalten hatten,
eine Stichwahl statt, in der die relative Mehrheit
den Ausschlag gab.

Bei der Wahl zur Nationalversammlung
wurde nach dem Verhältniswahlsystem gewählt.
Das Reichsgebiet war in 35 Wahlkreise eingeteilt. Für jeden
Wahlkreis war eine bestimmte, nach· der Zahl der Einwohner

·

abgestufte Zahl von Abgeordneten zu wählen. Im Wahlkreise
wurden die Abgeordnetensitze auf die einzelnen Parteien ver-

teilt nach dem sogenannten Höchstzahlenverfahren
d’H ondt, benannt nach dessen Erfinder, dem Belgier
Viktor d’Hondt.
für die einzelnen Wahlvorschläge,also für die einzelnen Par-
teien abgegebenen Stimmenzahlen nacheinander durch die

Zahlen I, 2, Z, 4 usw. geteilt. Aus den sich hierbei ergebenden
Teilzahlen werden der Größe nach so vieleH ö ch st zahlen

« ausgesondertals Abgeordnete zu wählen sind. Jeder Bewerbers
liste werdenso viel Sitze zugeteilt, als auf sieHöchstzahlenent-

fallen. Dieses System bewährt sich überall da, wo die Wahl
in einem Wahlkörpervorgenommen wird, versagt aber, wenn

der Wahlkörper,wie bei politischen Wahlen in großen Ge-
bieten, in einzelne Teile (Wahlkreise) aufgegliedert werden

muß. Bei der Wahl der Nationalversammlung zeigte sich,
daß auf die einzelnen Wahlkreise und Parteien ganz ver-

schieden
«

hohe Verteilungszahlen entfielen. So wurde das

Stimmengewicht des einzelnen Wählers recht verschieden.
Die Nationalversammlung hat sich sehr eingehend mit der

Frage eines dem Grundsatz der Wahlgleichheit ge-
rechter werdenden Verhältniswahlverfahrens beschäftigt.
Bei den Beratungen in Weimar kam man zu dem

Entschluß, dem neuen Reichswahlrecht das automa-

tische Wahlverfahren zugrunde zu legen. Dieses
System besteht darin, daß aus eine fest bestimmte Zahl von

Stimmen,"im Reich zur Zeit 60 000, ein Abgeordnetensitz ent- «

fällt. Richt verbrauchte Stimmen, Reststimmen, werden zum
Ausgleichinnerhalb der Parteien im Wahlkreisverbande, dann
auf den Reichswahlvorschlag der Partei verrechnet. Die Wahl-
kreiseinteilung blieb im wesentlichen die. gleiche wie bei der

Nationalversammlungswahl. -

«

So sehr auch das neue Verhältniswahlsystemseine Vor-
züge hat, so zeigten sich doch auch Nachteile, die die Forde-
rung nach Reform des Reichstagswahlrechts laut werden
ließen. Weite Kreise der Wählerschaftlehnen die Auswirs
kungendes heutigen Wahlrechts ab. Als besonders mißlich
wird empfunden, daß nicht der Wähler wählt, sondern die

Parteiorganisation, die die Wahlvorschlägeaufstellt. Diese
Listenaufstellung bereitet besondere Schwierigkeiten, da die
Parteien von allen Jnteressenverbänden bestürmt werden,
einem ihrer Vertreter einen guten Platz auf der Liste ein-
zuräumen. Wer von der Organisation einen bevorzugten
Platz auf der Tiste zugewiesen erhält, hat Aussicht auf ein

Mandat. So beteiligen sich meist nur die Spitzenbewerber
ernstlich am Wahlkampf. Bei ihremAusscheiden aus dem
Parlament 'treten als Ersatzleute Bewerber - ein, die der

Wählerschaftkaum bekannt sind.
Bereits das zweite Kabinett Marx hat tin-«August 1924,

also vor sechs Jahren,ndem Reichstag eine Wahlreform vor-

gelegt. Jnfolge Auflösungdes Reichstags kam der Gesetz-

«

hat.

Nach dieser Berechnungsweise werden die .

entwurf im Reichstag nicht zur Beratung Seitdem hat jede
Reichsregierung sich die Wahlreform zur Aufgabe gesetzt.
Reichskanzler Hermann-·Müller hat bei Antritt seines Amtes
am.3. Juli 1928 erklärt: »Die Wahlreform wird die Reichs- -

regierung erneut· in Angriff nehmen. Es ist bekannt, daß
das geltende Wahlrecht Mängel aufweist, die zu einer Ent-

fremdung des Gewählten von den Wählern und zu einer Zer-
splitterung des Parteiwesens führen. Es wird Aufgabe der

Reform sein, das- verfassungsmäßig festgelegte System der

Verhältniswahl aufrechtzuerhaltem aber zugleich eine engere
Beziehung des Abgeordneten zu den Wählern sicherzustellen.«
Die allgemeinen politischen Verhältnisse verhinderten bisher
die. Verwirklichung der Reformpläne.

«

Das Kabinett Brü-

ning hat nunmehr die Reform in Angriff genommen.
Die Kritik wendet sich in erster Linie dagegen, daß

der Wähler keinen Einfluß auf die Auswahl der Bewerber
Dies

Lolgt
aus dem System der langen gebundenen .

Listen, die i rerseits auf die übergroßenWahlkreise zurück-
gehen-. Der Wähler hat keine Fühlung mit dem Bewerber.
Die Wahl ist unpersönlich. : Der Wahlakt bedeutet nur noch
die Ablegung des Bekenntnisses zu einem parteipolitischen
Prinzip, zu einer Partei. Die restlose Anwendung des auto-

matischen Verrechnungssystems biszur mathematisch richtigen
Auswertung auch der für kleinste Wählergruppenabgegebenen
Stimmen führt zu einer nicht mehr tragbaren Parteizersplittei
rung. Diese wird noch begünstigt dadurch, daß der Staat den

Stimmzettel liefert. So wirkt sich das heutige System in der

Begünstigung der Parteizersplitterung und im Anwachsen
langer Bewerberlisten auf der einen Seite, im Nachlassen der

Wahleifrigkeit auf der anderen Seite aus, wie ich — dies in

meinem Artikel «Zur Neuwahl des Reichstags« in der letzten
Nummer des »Heimatdienst«durch Zahlen und bildliche Dar-

stellungen näher dargelegt habe.
Bevor ich auf das Ziel der Wahlreform eingehe, muß ich

dieGrenzen der Wahlreform abstecken. Wenn man

von Wahlreform spricht, so versteht der eine bald dies, der

andere bald jenes darunter. Der eine will eine Erhöhung des

Wahlalters von 20 auf 21 oder 25 Jahre. Der andere will
eine Abschaffung der Verhältniswahl, also Beseitigung des

Proporzes, und damit Übergang zum Mehrheitswahlsystem,
wie wir es vor dem Kriege hatten, oder zum englischen Wahl-
recht, wonach die relative Mehrheit im Wahlkreise den Aus-.

schlag gibt. Demgegenüber muß bemerkt werden, daß die

Reichsverfassung sowohl das Wahlrecht der Zwanzigjährigen
wie die Wahl unter Beachtung der Grundsätze derVerhältnisi
wahl vorschreibt Will man diese. Verfassungsgrundsätzever-

lassen, so könnte dies nur im Wege der Verfassungsänderung
geschehen. Verfassungsänderungenkommen -ims Reichstag nur

zustande, wenn zwei Drittel der Abgeordneten anwesend sind
und wenigstens zwei Drittel der Anwesenden zustimmen· Die
Geschichte aller Wahlreformen lehrt, wie schwierig es ist, eine

Wahlreform im Parlament durchzusetzen. Jch erinnere an

die großen Kämpfe um Einführung des allgemeinen und

gleichen Wahlrechts in Preußen, um Abschaffung des preu-
ßischen Dreiklassenwahlrechtzeine Frage, die währenddes

Krieges aus einer preußischenzu einer allgemeinen deutschen
Frage gewordeirsvau Will man die Wahlreform einiger-
maßen aussichtsreich gestalten, so wird man sie von allen

Verfassungsänderungenfreihalten.
—

Scheidet eine Beseitigung des Proporzes und eine Ande-

rung des Wahlalters aus den Reformplänen aus, so kann
es sich nur darum handeln, die Verhältniswahl so zu

gestalten, daß bei ihr die Vorzüge der Einer-

wahl möglichstzur Geltung kommen. Die Wahl-
reform muß das Ziel haben, durch Beseitigung der langen
Listen und der großen Wahlkreise der früheren Einerwahl
möglichst nahezukommen. Gleich-zeitig muß der Zersplittes
rung der Parteien ein Riegel vorgeschoben werden, um klare

Mehrheitsverhältnisse im Parlament zu schaffen und so dent

Parlament seine Aufgabe, dem Staate die Führung zu geben,
nicht zu erschweren

287



Ver Oeimatdiensi

Ziel der Reform muß also die Abschaffung der

Listen im bisherigen Sinne sein. Dies gilt für die Kreis-

wahlvorschläge, wie besonders für die Reichsliste. Der Re-

formentwurf schafft kleine Wahlkreise. Er verläßt
damit die langen Listen und strebt so an, die durch das geltende
System hervorgerufene Entpersönlichung und Mechanisierung
der Wahl zu beseitigen. Es werden 162 Wahlkreise mit durch-
schnitt-lich 385 ooo Einwohnern oder 255 ooo Stimmberech-
tigten gebildet.. Rechnet man mit einer Höchstwahlbeteiligung
von 80 v.H., so würden im Wahlkreis 205 000 auswertbare

Stimmen abgegeben werden. Gelingt es einer Partei, die

Hälfte aller gültigen Stimmen im Wahlkreis zu gewinnen,
so könnten ihr unter Verwendung ·von Reststimmen benach-
barter Wahlkreise zwei Sitze zufallen. Wenn sie alle Stim-

men bekommt, so könnte sie vielleicht drei Abgeordnete durch-
bringen. Da jeder Partei die Chance, möglichstalle Sitze zu
bekommen, durch Gesetz nicht genommen werden soll, läßt der

Entwurf zu, daß ein Stimmzettel bis zu drei Bewerber auf-
führen kann. Eine solche kleine Tiste ermöglicht die Be-

rücksichtigungvon Vertretern verschiedener Richtungen inner-

halb einer politischen Organisation und läßt so den wün-

schenswerten Interessenausgleich zu. Auch wird damit »den
Schwierigkeiten begegnet, die der Herausstellung einer

Frau als Alleinbewerberin im Wahlkreise ent-

gegenstehen.
Die 162 Wahlkreise sind zu Verbänden zusammengefaßt.

Im allgemeinen bilden die heutigen 35 Wahlkreise die künf-
tigen 31 Verbände. Doch sind die Gebiete bisheriger über-
großer Wahlkreise untergeteiltz die Gebiete der beiden klei-

nen Wahlkreise Hamburg und Mecklenburg sind in einem

Verband vereinigt worden.

Die innerhalb eines Verbandes für eine Partei auf-
gebrachten Stimmen werden zunächst im Verband zusammen-
gerechnet ,Die Partei erhält sosviel Sitze, als die Verteilungs-
zahl in der Stimmensumme enthalten ist. Die für die Partei
im Verbande ermittelten Abgeordnetensitze werden auf die

Bewerber dieser Partei in den einzelnen Wahlkreisen nach
Maßgabe ihres Wahlerfolges verteilt. Hierbei wird wiederum
das Höchstzahlenverfahrennach d’Hondt angewandt. Die auf
die einzelnen Stimmzettel entfallenden Stimmenzahlen werden

nacheinander durch l, 2 und Z geteilt. Aus den so ermittelten

Teilzahlen werden so viele Höchstzahlender Größe nach aus-

gesondert, als Sitze zu verteilen sind. Auf jeden Stimmzettel
werden so viele Sitze zugeteilt, als Höchstzahlenauf ihn ent-

fallen. Praktisch bedeutet dies, daß die auf einen Stimmzettel
entfallenden Stimmen zunächstdem Bewerber zukommen, der
an erster Stelle in einem Stimmzettel aufgeführt ist. Der

zweite und dann der dritte Bewerber werden erst berücksichtigt,
wenn dieser Stimmzettel nach den ausgesonderten Teilzahlen
wieder zum Zuge kommt.

Da ein Verband durchschnittlich Z bis 7 Wahlkreise hat,
eine mittelgroße Partei aus dem ganzen Verbande aber höch-

stens zwei oder drei Sitze herausholen wird, wird man gegen
das neue System einwenden, daß es an die Stelle der heutigen
vertikalen die horizontale Liste setzt. Der Kampf werde nicht
mehr um den Platz auf der Liste, sondern um die Zuteilung
günstiger Wahlkreise gehen. Dieser Einwand ist richtig, aber

nicht durchschlagend. Der Kampf um die Zuteilung günstiger
Wahlkreise unterliegt in verstärktem Maße der Kontrolle der

Wählerschaft in den Wahlkreisen sowie dem Wettbewerb

zwischen den Parteien in der Auswahl hervorragender Be-

werber für die einzelnen Wahlkreise. So wird auch der Ein-

fluß der Interessentengruppen, die ohne Kampf ein Mandat
haben möchten, gehemmt. Die politische Gesamtpersönlichkeit
tritt mehr als bisher in den Vordergrund.

Den Grundsätzen der Verhältniswahl würde ausreichend
Genüge geleistet sein, wenn die Stimmen im Verbande zu-
sammengerechnet und die den Parteien zukommenden Sitze
unter Berücksichtigungder im Verbande für die Partei ab-

gegebenen Stimmen ermittelt werden würden. Hierbei würden
indessen doch noch«große Reststimmen unberücksichtigtbleiben.
Die Wahlreformsschafft daher noch einen Ausgleich in grö-
ßeren Ausgleichsverbänden. Man läßt also so noch
einmal

«

den Grundsatz der Verhältniswahl zur Geltung
kommen, indem mehrere Verbände zu A u s g l e i ch s v e r -
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b ä n d e n zusammengefaßt werden. Diese Ausgleichsverbände
schließen sich an die Landes« und provinzielle Gliederung an

und werden daher ,,L ä n d e r g r u p p e n« genannt, deren

zwölf geschaffen werden: Ostpreußen-Pommern, Branden-

burg, Schlesien, Mitteldeutschland, Nordmark, Uiedersachsen,
Hessen, Rheinland, Westfalen, Bayern, Sachsen und Südwest-
deutschland. Die Gebiete der neuenüändergruppen decken sich
im wesentlichen mit den Bezirken der Landesarbeitsämter.

Die Wahlreform legt ihr Schwergewicht auf starke Par-
teien und will zu parteipolitischer Konzentra-
tion führen. Innerhalb der Ländergruppewird daher ein

Ausgleich nur für die Parteien zugelassen, die Sitze im Ver-
bande erlangt haben. Damit wird die örtliche Verbundenheit
zwischen Wähler und Abgeordneten verstärkt.

Die Reichsliste ist dem Verfassungsgrundsatz der Un-
mittelbarkeit der Wahl kaum noch gerecht geworden und hat
wesentlich zur Entfremdung zwischen Wähler und Abgeord-
neten beigetragen. Im Reformentwurf wird sie daher be-
seitigt. Ihre bisherige Funktion, die Verwertung großer
Reststimmen zu ermöglichen, geht auf die Tändergruppe über.
Die in der Ländergruppe sich ergebenden weiteren Sitze fallen
zurück in die Wahlkreise mit den besten, noch nicht berücksich-
tigten Stimmenzahlen.

Die Wahlreform erhöht die V e r t e i l u n g s z a hl von

60 000 auf 70 000. Schon durch den Wegfall der Reichsliste
vermindert sich die Zahl der Abgeordneten.
Dies verstärkt sich durch die Erhöhung der Verteilungszahl
auf 70 000. Die Verkleinerung der Mitgliederzahl des Reichs-
tags wird sich allmählich durch den auf der Bevölkerungs-
zunahme beruhenden Zuwachs an Stimmberechtigten aus-

gleichen.
Der amtliche Einheitsstimmzettel, wie er 1924

eingeführt worden ist, hat das Überhandnehmen der Splitter-
parteien wesentlich begünstigt. Wenn die Parteikon-
ze ntratio n gefördert werden soll, so ist Abhilfe vor allem
durch Abschaffung des Einheitsstimmzettels möglich. Die
Stimmzettel sind nach dem Wahlreformentwurf, wie dies
1924 Übung war, außerhalb des Abstimmungsraumes hand-
schriftlich oder im Wege der Vervielfältigung auszufüllen.

Die S t i m m z ett el müssen den Namen des Bewerbers
enthalten, dem der Wähler seine Stimme geben will. Sie
können auch zwei oder drei Bewerber aufführen. Den Namen
der Bewerber kann ihre Partei hinzugefügtwerden. Inner-
halb eines Wahlkreises dürfen unter derselben Parteibezeichs
nung nicht verschiedene Stimmzettel bestehen. Die Ein-

reichung von Wahlvorschlägen entfällt. Damit ist das Wahl-
verfahren außerordentlich vereinfacht. Die politischen Organis
sationen erhalten ein größeres Maß von Selbständigkeit Die

Reform will die Persönlichkeit zur Geltung bringen.
Deshalb sollen auch Einzel b e w e r b e r um das Vertrauen

ihrer Mitbürger werben können.

Die Wahlberechtigung als öffentliches Recht stellt zugleich
eine staatsbürgerliche Pflicht dar. Ob die Erfüllung dieser
Pflicht zwangsweise durch Ordnungsstrafen verlangt werden

soll, ist eine politische Zweckmäßigkeitsfrage. Manche werden

vermissen, daß die Wahlreform die W a h l p f l i ch t nicht ge-
bracht hat. Durch Ordnungsstrafen politischen Sinn und

Geist wachrufen zu wollen, erscheint mir ein aussichtsloscs
Unternehmen. Die Bedeutung der Wahl den Staatsbürgern
zum Bewußtsein zu bringen, kann nicht Sache des Straf-
richters sein, sondern ist Sache der staatsbürgerlichen Er-

ziehung und staatspolitischen Aufklärung.
Vielfach ist die Einerwahl, die Wahl im Ein-

mannwahlkreis, gefordert worden. Es fehlt auch
nicht an Vorschlägen, die Einerwahl mit der Verhältniswahl
zu verbinden. Ich selbst habe- hierfür einen Vorschlag ge-
macht: Kleine Wahlkreise zu kleinen Verbänden zusammen-
gefaßt. In den Wahlkreisen können nur Einzelbewerber zur.
Wahl gestellt werden. Innerhalb eines Verbandes sind die
Bewerber der gleichen Partei untereinander verbunden. Die

Gesamtzahl der für eine Partei im Verband abgegebenen
Stimmen, geteilt durch die Verteilungszahl, ergibt die Man-

datszahl der Partei im Verband. Auf die einzelnen Bewerber
werden die Sitze nach der Stimmenzahl verteilt.

Der Unterschied zwischen der reinen Einerwahl und der
vom Kabinett Brüning vorgeschlagenen Reform ist nicht groß.
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Für mittelgroße, örtlich nicht massierte Parteien ergibt sich
kaum ein Unterschied, da solche Parteien heute bereits tat-

sächlichnach der Einerwahl wählen und nach dem neuen Ent-

wurf mehrere Wahlkreise für einen Bewerber zusammenfassen
werden, womit praktisch der Verband zum Einerwahl-
kreis wird.

Wie Reichsminifter Dr. Wirth in seiner jüngsten großen
Rede zur Feier des. Verfassungstages dargelegt hat, muß in

der Demokratie das Parteisystem so geartet sein, daß es feste
Regierungsmehrheiten reibungslos herausbilden kann. Im
Interesse des Parlamentarismus ist die Wahlreform dringend

geboten, mag sie in dieser oder jener Form zustande kommen.

Die Denkschrift des Reichsinuenmiuisieriums
über die Nationalsozialistische Deutsche Arbeiterpariei.

Von Ministerialdirektor M en z el.

Das Reichsministerium des Innern hat zur Kennzeichnung der

politischen Eigenart der RSDAP. eine Denkschrift abgefaßt; sie
enthält, unter Stichiworten geordnet, authentisches Material, wie es

in den Veröffentlichungen der Partei und in den Reden ihrer an-

erkannten Führer enthalten ist. Vorangestellt wurde eine kurze
Kennzeichnung des Prozesses, der am l. April 1924 gegen Hitler,
Dr. Frick und andere nationalsozialistische Führer wegen des Mün-

chener Aufstandes vom 8. November 1923 geführt worden ist. Hierzu
zitiert die Denkschrift aus der Urteilsbegrünidung,daß die Ziele
des damaligen Putsches gewesen seien: ,,Vernichtung der Wei-
marer Verfassung und des durch sie verkörperten parlamentarischen
Systems« und ferner: »daß die weitere Durchführung des Unter-

nehmens die Gefahr eines Bürgerkrieges heraufbeschworen, schwere
Störungen des wirtschaftlichen Lebens des gesamten Volkes und

vermutlich auch außen-politischeVerwirklungen herbeigeführt hätte.«
'

Solche Erinnerung an die Vorgänge von 1923 und 1924 war

erforderlich, weil die

NSDAcäAausdrücklich erklärt, daß
die Partei,

so wie sie heute besteht, si in unabänderlicher Ubereinstimmung
befände mit der damals ausgelösten Partei.

Die Denkschrift des Reichsinnenministeriums gruppiert die
große Fülle des Materials in vier Kapiteln, deren erstes die Ziele
der NSDAP. nennt: die Zertrümmerung des jetzigen Staates, den

Kampf gegen die demokratische Republik, die Erringung der un-

beschränkten politischen Macht und die Errichtung eines neuen

Staates. Das zweite Kapitel stellt die Mittel zusammen, deren sich
die NSDAP. zur Erreichung ihrer Ziele bedienen will: die Gewalt,
die »Revolutionund die Diktatur. Das dritte Kapitel ist über-
schrieben »das hochverräterischeUnternehmen« und zerfällt in zwei
Unterabteilsungen, »die Organisierung des hochverräterischenUnter-
nehmens« und »die Vorbereitung des Hochverrates«, die im ein-

zelnen, gemäß dem zusammengestellten Material, gekennzeichnet
wird als: Eroberung der Straße, unmittelbare Einwirkung auf die
Massen, Tätigkeit in den Parlamenten, Eintritt in die Regierungen,
staatsfeindliche Politik und Zermürbung der Machtmittel des
Staates. Das vierte Kapitel der Denkschrift schließlich befaßt sich
mit der Zeitbestimmung des Umfturzes, wie sie aus den Dokus
menten der NSDAP. und den Äußerungen ihrer Führer zu ent-

nehmen ist.
Es dürfte besonders interessant sein zu erfahren, welche Ab-

sichten die RSDAP. mit ihrer- Tätigkeit in den Parlamenten und
mit ihrem etwaigen Eintritt in die Regierungen verfolgt. Hierzu
stellt die Denkischrift fest: »Die Tatsache, daß die Nationalsozialisten
sich in die Parlamente hineinwählen lassen und- Regierungsstellen
innehaben, könnte den Anschein erwecken, daß die NSDAP. ver-

sucht, ihre Ziele im Rahmen der Reichs- und Landesverfassung
unter Anwendung legaler Mittel zu erreichen. Die Führer der

RSDAP. lassen aber keinen Zweifel darüber, daß ihre Tätigkeit
in den Parlamenten und in den Regierungsstellen ausschließlich
dazu benutzt wird, ihren hochverräterischenZielen zu dienen.« Zum
Beweisehierfür nennt die Denkschrift eine ganze Reihe von Führer-
äußerungen. So sagte Hitler im Mai 1926: »Sie wissen, daß ich
immer den Standpunkt vertreten habe, daß wir uns an den Wahlen
nicht beteiligen wollen« Wir gingen von dem Grundsatz ab und

find in den Parlamenten vertreten. Wir sind aber nicht darin, um
mit den anderen mitzumachen. Für uns ist die Fahrkarte der Ab-
geordneten die Hauptsache. Sie bietet die Möglichkeit,Agitatoren
herumzuschicken,dient also, ebenso wie die D"iäten, ausschließlich
der Partei.« Ähnlich äußerte sich Dr. Goebbels am Zo. April 1928:
»Wir gehen in den Reichstag hinein, um die Weimarer Gesinnung’

mit«ihrer eigenen Unterstützung lahmzulegen. Wenn die Demo-
kratie so dumm ist, uns für diesen BärendienstFreifahrkarten und
Diaten zu geben, so ist das ihre eigene Sache . . Wir pfeifen auf
Mitarbeit an einem stinkenden Misthaufen . . . Wir kommen als

Fein»de.Wie der Wolf in die Schafherde eindringt, so kommen
wir. Der Be irksleiter Terboven sagte in Essen am 7. Ok-
tober 1929: » »ieNationalspzialisten werden mit 500 Mandat-en

in den neuen Reichstag einziehen, dann gibt es in diesem Reichstag
taglich blaue Augen«Dadurch wird dieses korrupte parlamenta-
rische System weiter diskreditiert, eine Unordnung und Haltlosigkeit
setzt ein, und die Rationalsozialisten erachten dann den«Augenblick

für gekommen, in Deutschland die politische Macht zu ergreifen.««
Dr. Otto Strasser veröffentlicht im Juni 1930 einen Artikel mit

der Überschrift »Hinein in den Staats« Darin heißt es: »Nicht

oft genug- kann die Haltung unserer Partei dahingehend präzisiert
werden, daß wir alles tun müssen,um die Katastrophe des heutigen
Systems zu beschleunigen . . . . es gibt für uns Rationalsozialisten
kein ,Gleichgewicht des Budgets«, sondern im Gegenteil: je größer
das Defizit ist, sum so klarer sieht das deutsche Volk, wie ver-

brecherisch die Erfüllungspolitik ist. Es gibt für uns National-
sozialisten keine ,Besriedung des öffentlichenTebens«. Es gibt für
uns Nationalsozialisten keine bürgerliche Ruhe und Ordnung.« Im
,,Völkischen Beobachter«, dem offiziellen Organ der NSDAP., vom

25. Januar 1930, gelegentlich des Eintritts von Da-. Frick in das

Thüringische Staatsministerium hieß es: »Wenn wir National-

sozialisten heute, sei es in einer Kommune oder in einem Lan-de, an

der öffentlichen Gewalt teilnehmen oder in eine Regierung ein-

treten, dann keine Sekunde etwa in dem Glauben, damit diese Ge-
biete dem allgemeinen Schicksal entziehen zu können, sondern nur

in der Hoffnung, von dieser Station aus die Erkenntnis über die

sNotwendigkeit des Sieges unserer Ideen leichter und weiter zu
verbreiten und »dem Siege der Bewegung, in dem wir die Voraus-

setzung für die Rettung unseres Volkes erblicken, damit besser
dienen zu können.«

Diese Stellung zum Parlament und ur Teilnahme an der Re-

gierung entspricht den sonstigen Auffassungender RSDAP., im

besonderen denen über die Anwendung von Gewalt im politischen
Kampf. Hierzu äußerte Dr. Frick am 18. Oktober 1929: »Unser
Schicksalskampf wird zunächstmit dem Stimmzettel geführt, er kann
aber nicht von Dauer sein, denn die Geschichte hat uns gelehrt, daß
im Kampfe Blut fließt und Eisen gebrochen wird. Der Stimm-

ettel ist der Anfang zu diesem Schicksalskampf.« Dr. Goebbels

sagtein Breslau am 10. September 1929: ,,In dem Augenblick,
in dem die Waffen des Geistes zu sprechen aufhören, mit dem die

«Waffen der brutalen Gewalt anfangen ihre brutale Sprache zu
sprechen, werden wir Nationalsozialisten allerdings keine Leder-

dolche haben.« In einer anderen Breslauer Kundgebung vom

21. Oktober 1929 wurde geäußert: ,,Geht es nicht mehr mit dem -

Stimmzettel, dann geht es mit der Faust.« In der Nationalsoziai
listischen Zeitschrift »Die Kommenden« hieß es am lo. Januar 1950:
»Wir verzichten gern .an die Volksgemeinschaft mit der nationalen
Reaktion und Bourgeoisie. Wir sind uns bewußt, daß hier eine

Auseinandersetzung mit der Waffe erfolgen muß, denn das inter-
national gebundene Besitzbürgertum wird nicht freiwillig zugunsten .

der Nation zurücktreten.« In den »NationalsozialistischenBriefen«
vom Io. Mai 1929 wird ein Wort Adolf Hitlers zitiert: ,,Köpfe
werden in diesem Kampfe in den Sand rollen, entweder die unseren
oder die anderen, sorgen wir dafür, daß die anderen rollen.«

Die Denkschrift des Reichsinnenministeriums schließt mit einer

Zusammenstellung von Beweisen für hochverräterischeAbsichten der

NSDAP. gegenüber der Reichswehr und der Schutzpolizei. So er-

klärte der württembergischeLandtagsabgeordnete Professor Mergen-
thaler am 51. März 1930: »Die USDAP. halte es für ihre vater-

ländische Pflicht, dem Geist, den Groener in die Reichswehr zu
pflanzen versuche, die nationale Beeinflussung der Reichswehrs
soldaten entgegenzustellen.« Im ,,Völkischen Beobachter« vom

7.-April 1930 schrieb der Hauptmann von Pfeffer: »Ich bin davon

überzeugt, daß heute schon große Teile der jungen Reichswehrk
offiziere sowie der Unteroffiziere und Mannschaften national-

sozialistisch denken. Auch mögen zwischen diesen Gleichgesinnten
kameradschaftliche Verbindungen und Zusammenhänge bestehen.«
Anknüpfend an die Behauptung, daß von 4300Berliner Schupo-
beamten 222 nationalsozialistische Stimmen abgegeben hätten, schrieb
der ,,VölkischeBeobachter« im Januar Igsot »Zörgiebel und seine
Kumpane werden noch ganz andere Überraschungenerleben als

dieses Berliner Schupo-Wahlresultat, das für uns dar-um so er-

freulich ist, weil wir uns bewußt sind, daß die deutsche Befreiung
nicht gegen, sondern mit der bewaffneten Macht zu erfolgen hat.«

Die Denkschrift des Reichsinnenministeriums über das hoch-
verräterischeUnternehmen der NSDAP. liegt zur Zeit dem Ober-

reichsanwalt zur Prüfung vor.
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Eupen und Malmedtn
Von Dr. Retzlaff.

Als vor wenigen Wochen am 1. Juli d. J» das

Geläut der Glocken und die Freudenfeueraufden Bergen
ankündigten, daß der letzte Mann der fremden Besatzungs-

truppen den deut-

EupEH uHo MAMEDY schen Boden vessscsssen
habe und das Rhein-

-
«

, W
land frei sei, schwang

L . »- ZV
«

in allen Seelen ein
7

',J::«
«

« Ton mit, der auchaus
—

,
x

«

»
allen Reden wider-

hallte, nämlich die

« Enttäuschung, daß das

Saargebiet noch nicht
in den Jubel ein-

stimmen konnte, und
die Trauer, daß die
treuen und wackeren

Bewohner von Eupen
und Malmedy noch
immer unter einer

Staatshoheit stehen,
die sie nicht gewünscht,

Ists-IX gegen die sie sich un-

.:,,,»J-«WM mißverstandlich aus-

gesprochen und auf-
"

gelehnt haben.
Jn wenigen Tagen, am 20. September, werden es zehn

Jahre, daß der Völkerbund trotz des protestes der deutschen
Regierung die beiden altpreußischenKreise Gupen und Mal-

medy dem belgischen Staat zusprach. Es ist bekannt und auch
in belgischen Kreisen wiederholt öffentlich anerkannt worden,

, daß die Abstim-
mung, die von

Belgien nach den

Bestimmungen des

Vertrages von

Versailles darüber
veranstaltet wer-

den sollte, ob

Eupen und Mal-

medy unter bel-

hoheit zu kom-
men wünschten
oder bei ihrem
deutschen Mutter-
lande bleiben woll-

ten, unter der Diktatur des Generals Baltia zum Zerrbild
einer wahrhaften Volksbefragung gemacht worden war, so daß
nur 271 Personen von insgesamt mehr als 65 000 Einwohnern
sich in die Abstimmungslisten hatten eintragen lassen. Daß bei

solchen Zahlen nicht von einer ordnungsmäßigen Abstim-
mung die Rede sein
konnte, ist klar zu er-

kennen. Es war der
. Ausdruck des passiven

Widerstandes der Be-

völkerung gegen die

Drohungen, Bedrük-

kungen und Gewalt-

Malmebp, Blick »auf das Prvgymnasium

vernements. Und doch
ordnete der Völker-

bund, noch unter der

Wirkung der Kriegs-
psychose stehend, die

Tosreißung uraltendeutschencandes an, das seit Beginn seiner
Geschichte zum Deutschen Reich gehört hatte. Aber Eupen und

Malmedy waren nicht willens, sich gegen ihren Willen in einen

wesensfremden Staatsverband pressen zu lassen. Bald ertönte

daher der Ruf aus der Mitte der Bevölkerung nach einer neuen
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Malmedy vvn der Brücke aus gesehen

gische Staatsober-
·

maßregeln des Gou-
—

unbeeinflußten Abstimmung, und der Ausfall der Wahlen in

Eupen und Malmedy zur belgischen Kammer im Mai 1929;
die unter der Parole: Für Selbstbestimmung und Volks-

besragung stattfanden, bewies vor aller Welt, daß-Eupen und

Malmedy deutsch waren und deutsch bleiben wollten. Wenn

Belgien seinerzeit seine Hoffnung auf den wallonisch sprechen-
den Teil des Kreises Malmedy gesetzt hatte, so sah es sich auch
hierin enttäuscht. Denn auch die preußischen Wallonen lassen
sich in ihrer Treue zum alten deutschen Mutterlande in nichts
von dem deutsch redenden Teil übertreffen, eine Anerkennung
für die preußischeVerwaltung, die niemals ihre Muttersprache
angetastet hat-.

Man hatte seinerzeit auf belgischer Seite versucht, die

Unnexsion Mit geschichtlichen Gründen zu rechtfertigen. Als
man aber -

entdeckte,
daß die Ge-

schichte ge-
rade gegen

Belgiens
Ansprüche
sprach«ließ
man dieGe-

schichte bei-

seite und be-
tonte nur

die Repara-
tionspflicht

Deutsch-
lands. Daß

Ansicht von Eupen Eupewmab
medy ein Ausfallstor gegen Köln darstellt, verschwieg man.

Kürzlich ist in Paris ein Buch des ehemaligen belgischen Sena-
tors Renard erschienen, das unter dem tönenden Titel: Paix
ou guerre fast ausschließlich die Frage EupensMalmedy be-

handelt und die Annexion zu rechtfertigen sucht. Auch hier
werden wieder die historischen Gründe herangezogen. Aber

selbst annexionssreudige belgische zeitungen lehnen sie ab,
und das in Lüttich in deutscher Sprache erscheinende »Grenz-
echo« sagt: »Man muß es als Unsinn bezeichnen, wenn man
heute die Zugehörigkeit eines Landes an Hand der Geschichte
erbringen will.« Wir können hinzufügen, besonders wenn die

Geschichte «

gegen die

Zugehörigs
keit spricht.
Für uns ist
das Buch
nurausdem
Grunde er-

wähnens-
wert, weil »W- J
kein Gerin-

»

I is-
gerer als ji«-i j«

Poincare
·

-

»

die Vorrede

dazu ge-
schrieben

hat. «Das

läßt erken-

nen, welche Wichtigkeit die Franzosen der Frage Eupeni
Malmedy beilegen, und wo der Hauptwiderstand bei allen Ver-

us

,;ij!f1-

k- -»; - »
-

II
zill
IX

Marktplatz von Malmedy

suchen, die Frage zu bereinigen, zu suchen ist. Waren doch 1926
"

schon Verhandlungen zwischen Deutschland und Belgien fast
zum Abschluß gekommen, als Frankreich dazwischentrat und

der Verständigung ein Ende bereitete.
Wie die belgische Regierung über das Eupen und Mal-

. medy angetane Unrecht denkt, mag zweifelhaft sein, das Prestige
des belgischen Staates gewinnt aber sicher nicht dabei; Und
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ob sich der belgische Staat angesichts der innerpolitischen
Schwierigkeiten, die ihm die immer mehr erstarkende vlamische
Bewegung bereitet, auch noch auf die

rückdrängen lassen. Ist es doch eine Tatsache, daßBelgien selber
den Besitz der gewonnenen Kreise als lästig empfindet, daß es

«

nicht wünschenkann, seine innerpos
Dauer mit der Frage EupensMalmedY
belasten will, mag wohl bezweifelt
werden. GupensMalmedy ist ein

ernstliches Hindernis für eine

freundschaftliche Verständigung und

dauerhafte Aussöhnung zwischen
Deutschland Und Belgien, die nun

einmal, auch wirtschaftlich, aufein-
ander angewiesen sind. Man hatte
in Deutschland gehofft, daß bei den

Verhandlungen über die Ginlösung
der seinerzeit in Belgien zurückge-
lassenen Markbestände auch Gupens
Malmedy zu seinem Rechte kommen
würde. »Aberdie Gegner lehnten es

ab, mit der finanziellen Frage auch
politischezu verknüpfenTrotzdem wird

sichdie Frage auf die Dauer nicht zu- Malmedv (Hauptsteaße) —

litischen Schwierigkeiten zu vermeh-
ren, zumal sich auch schon leise, aber

deutlich die Anfänge einer Wirt-

schaftskrise fühlbar machen. Will

Belgien sichnicht dem Ergebnis einer

Volksbefragung aussetzen, so bleibt

ihm ja der Weg einer freiwilligen
Rückgabe.-Wenn es sich zu diesem
Schritt entschließenkönnte, so würde
es eine große völkerversöhnendeTat
begehen, die Deutschland in ihrer
ganzen Bedeutung einschätzenwürde.
Die weltpolitische Lage ist heute an-

ders als vor zehn Jahren. Vernunft
beginnt wieder über blinden Haß und

Kriegspsychose zu triumphieren, und

auch das Recht wird wieder siegen,
auch in der Frage EupensMalmedy.

25 ooo ooo ooo Eiter Mttchverbrauckk
Von Regierungsrat Dr; K a rl W a g n e r , Berlin. -

Ergebnisse der neuen Milchproduktionss
statistih

Der gesamte Iahresverbrauch an Milch und Milchprodukten
im Deutschen Reich beläust sich auf rd. 25 Milliarden Eiter Milch.
anegrifsen ist«hierin sowohl der Verbrauch von Frischmilch als
auch von Milch in Form von Butter und Käse. Mit diesen in
»Wirtschaft und Statistik« veröffentlichten Feststellungen auf Grund
der neuen.Milchproduktionsstatistikdürften die Meinung-verschie-
denheitenüber die Höhe der Milcherzeugung und Msilchverbrauch
im Deutschen Reich ein Ende finden. .

Rationalisierung der Milcherzeugung.
Wie stark wir bei der Beschaffung dieser riesigen Milchmenge

vom Ausland abhängig find, geht daraus hervor, daß nicht weniger
als v Milliarden Titer Milch oder 20 v.H. des Gesamtverbrauchs
aus dem Ginfuhrüberschußgedeckt werden müssen. Der Wert
dieses Ginfuhrüberschusses beläuft sich nach der
Handelsstatsistik von 1929 auf rd. z- Milliarde RM.,
die hauptsächlichfür Milchcprodukte in Form von Butter, Käse usw.
ausgegeben werden. Man kann daran ermessen, wie wichtig es ist,
durch Ratioinalisierung und Veredelung der Milch-
p r o d u k t i o n einen möglichst großen Teil dieses Betrages nach
und nach der heimischen Landwirtschaft zuzuführen.

Die. im Inland erzeugten Milchmengen wer-den im wesentlichen
von den rd. JZ Millionen Milchrkühen gewonnen, doch ist auch die
Kuh des kleinen Mannes, die Ziege, nicht zu ver-

a chten; sie liefert immerhin jährlich fast 1 Milliarde Titer Milch.
Die gesamte inländischeMilcherzeugung beläuft sich damit auf rd.
22 Milliarden Liter, von denen etwa Io v.H. für Verfütterung an

Jungtsiere usw. abgehen, so daß für die menschliche Ernährung aus
dem Inland rd.x20 Milliarden Liter Milch verbleiben.

"

Aus den Kopf der Bevölkerung berechnet sind das zusammen
mit den aus dem Ausland bezogenen Mengen rd. 587 Titer jährlich.
Im Durchschnitt würde also auf jeden Deutschen gut

l Titer Milch je Tag entfallen. Im ersten Augenblick mag
das als etwas hoch erscheinen, wenn man aber bedenkt, daß diese
Berechnung den gesamten Verbrauch an Butter, Käse usw. mit ein-
schließt,daß«z. B. einem Titer Milch nur ungefähr 40 g- Butter ent-
sprechen, so wird man zugeben müssen,daß

der Milchverbrauch im
Deutschen Reich zweifellos noch ste gersungsfähig ist.

Milcherträge in den einzelnen Reich-teilen
Im gesamten Reichsdurchschnitt liefert jede Kuh jährlich etwa

2220 Liter Milch. Die tatsächlichen Milcherträge sind aber in den

einzelnen Reichsteilen sehr verschieden, woraus sich wertvolle Finger-
zeige für die Steigerungsmöglichkeitenunserer Milcherzeugung er-

geben. Unterschiede in der Rindviehrasse, in der Pflege und Fütte-
rung der Milchbühe, in der Verwendung zu Arbeitsleistungen usw.
spielen eine große Rolle. Ganz allgemein sind die Milchleistungen
des norddeutschen Riederungsrindviehs erheblich höher, als die des

süddeutschenHöhenrindes. So beträgt in einer ganzen
Reihe von Bezirken Süddeutschlands die durch-
schnittlich-e Jahresleistung weniger als 1500 Eiter
je Milchkuh, während sich in Norddeutschland die
durchschnittlichen Milchertäge vielfach auf
3000 T i te r u n d d a r ü b e r st e l l en. Die höchstenMilcherträge
finden sich in den bekannten Züchtungsgebieten am Niederrhein, in
Ostfriesland, SchleswigssHolstein sowie in dem südwestliichenTeil
von Ostpreußen, wo die Durchschnittserträge bis an 4500 Liter
heranreichen (e·inzelne Kühe leisten natürlich noch erheblich mehr),
Rekordleistungen wei en auch die Berliner Kuh-
ställe aus, wo im Durchs niit fast 4400 Liter Milch je Kuh
und Jahr gewonnen werden, was insbesondere durch sorgfältige
Pflege und Fütterung der Milchkiihe in den Abmelkwirtschaften er-

möglicht wird. Bei der Beurteilung dieser vZahlen kommt es
natürlich auch sehr auf den Fettgehalt der Milch an. So. stehen
z. B. die Allgäuer Milchkühe mit 2400 bis 2700 Liter je Milchkuh
zwar nicht übermäßig über dem Reichs-durchschnitt dafür liefern
diese Kühe aber eine besonders fetireiche und geholt-volle Milch.

Das Mira-gesetz .

Von Johannes Blum..

Ein Reichsgesetz zur Regelung des Verkehrs mit Milch gibt es

schon seit vier Iahren. Aber
dieklsGesetz, vom 2Z. Dezember 1916,

bot lediglichden Gemeinden die öglichkeit,den Milchhandel unter

Erlaubniszwangzu stellen. Die Verschiedenartigkeit der Verhält-
nissein den einzelnen Ländern und Wirtschaftsgebieten, die bestehen
blieb, forderte gebieterisch die Schaffung einer einheitlichen reichss
rechtlichen Grundlage für alle zweige und Aufgaben der Milchwirts
schaft.«Am 17. Iuli d. I., kurz vor, seiner Auflösung, hat der letzte
Reichstagdas »Mtlchgesetzverabschiedet. Es wurde am Il. Iuli 1930
vom Reichsprasidenten vollzogen und am 8. 8. 1950 im Reichsgesetz-
blatt, Teil l, Nummer 35 veröffentlicht

-

Die Bedeutung des Gesetzes, bei dessen Gestaltung eingehendste
Studien aller einschlägigenVerhältnisseund Erfahrungen, auch in

zahlreichen Ausland-staaten bestehende Einrichtungen
,

weckmßßig
Verwertung gefunden haben, liegt in der Hauptsache ausa g r a r -

wirtschaftlichem und gesundheitlichem Gebiet.

I. Qualität- und Verbrauchsteigerung
Die heimische Landwirtschaft ist gewissermaßenObjekt und

Subjekt der neuen Gesetzgebung für Milch-wirtschaftund Milchvers
kehr. Mit dem Milchgesetz soll eine Hebung des Verbrauchs von

Milch und Milcherzeugni en in Deutschland erreicht und damit auf
einemsür die Tandwirts aft außerordentlichwichtigen produktionss
und Absatzgebiet die Agrarkrise gemildert werden.

v

Bisher ist - der Milchcverbrauch in Deutschland gering.
(Siehe v-ben.) Für eine Steigerung des Milchverbrauchs ist
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unerläßlich, daß die Qualität der Milch wesentlich gebessert
wird. Hier soll die Selbsthilfe der Landwirtschaft
einsetzen und die Voraussetzungen dafür schaffen, daß eine Hebung
des Milchkonsums eintritt, die nicht zuletzt der Land-wirtschaft
zugute kommt.

Zu diesem Zweck gibt der erste Abschnitt des Gesetzes »All-
gemeine Vorschriften über den Verkehr mit Milch«, Fingerzeige und

Maßnahmen, die zur Oualitätssteigerung anleiten und in dieser Hin-
sicht auf Erzeuger- und Bearbeitungsbetriebe sowie auf den Milch-
handel erzieherisch wirken sollen. An den Gesundheitszustand der

Kühe, an die Behandlung der Milch bei und nach der Gewinnung,
an die Beschaffenheit der Räume, Gefäße und Geräte, an die zum
Transport der Milch, zur Belieferung der Haushaltungen usw. be-

nutzten Beförderungsmittel, an den Gefundheitszustand der bei der

Milchgewinnung und im Milchverkehr tätigen Personen werden be-

stimmte Mindestforderungnen gestellt. Die Regelung von Einzel-
fragen (z. B. Festsetzung des Fettgehalts, der Trockenmasse, des

Bakteriengehaltes) ist durch Erlaß von Ausführungsbestimmungen,
die ähnlich wie beim Lebensmittelgesetz die Aufgabe haben, den

reichsgesetzlich aufgestellten Rahmen auszufüllen, den obersten Landes-

behörden in Anbetracht der Rasse- und Weideunterschiede bei Milch-
vieh zugewiesen. Einheitliche Richtlinien für die Durchführung des

Gesetzes sollen in einer noch zu erlassenden Reichsmilchvew
ordnung gegeben werden.

»

Grundlegend und zielsetzend für den Schutz der« Volks-

g e s u n d h e it und damit allen beteiligten Wirtschaftstreisen strenge
Verpflichtungen und große Verantwortlichkeit auferlegend ist § 6

des Gesetzes, welcher bestimmt: I. die Milch muß im Betriebe des

Erzeugers bei und nach der Gewinnung und auf dem Wege vom

Erzeuger bis zum letzten Verbraucher so behandelt werden, daß sie,
soweit dies durch Anwendung der im Verkehr erforderlichen Sorg-
falt vermeidbar ist, weder mittelbar noch unmittelbar einer nach-
teiligen Beeinflussung, insbesondere durch Staub, Schmutz aller Art,
Gerüche oder Krankheitserreger oder durch die Witterung ausgesetzt
ist. — 2. Das gilt ebenso, wenn die Milch nicht als solche an den

Verbraucher abgegeben, sondern zu Milcherzeugnissen oder anderen

in den Verkehr gelangenden Lebensmitteln verwendet wird.

Hierher gehört auch, weil das Gesetz auch solche Milch zuläßt,
die durch nachträgliche Behandlung als Werkmilch oder als Trink-

milch Verwendung finden kann, der Bearbeitungszwang.
In solchen Fällen muß durch ein Reinigungs-, Erhitzungss oderTief-
kühlungsverfahren, dessen Einzelheiten durch die Ausführungs-
bestimmungen geregelt werden, jede Gesundheitsgefährdungder Ver-

braucher ausgeschlossensein.

II. Milchstandards.

Agrarwirtschaftlichen und darüber hinaus einen program-
matisch volkswirtschaftlichen Charakter trägt der

gleichfalls für die Ausführungsvorschriften (Reichsmilchverordnung)
vorbehaltene Erlaß von Vorschriften über die Aufstellung von gesetz-
lichen Standards für Milch und Milcherzeugnisfe. Ein gesetzlicher
Standard ist in Abschnitt Il (§§ 2o-—Z4) des Gesetzes, der die Vor-

schriften über Markenmilch enthält, bereits «geschaffen.Die Möglich-
keit der Schaffung weiterer Standards ist in § 37 mit weiter-

gehenden Anforderungen an die Gewinnung, gerstellungBehand-
lung, Beschaffenheit, Verpackung und Kennzei nung milchhaltiger
Lebensmittel gegeben. So ist mit dem Milchgesetz der Weg ein-

geschlagen, der unmittelbar danach durch ein allgemeines Standardis
sierungsgesetz für landwirtschaftliche Erzeugnisse,das sog. Handels-
klassengesetz, das aber wegen der Auflosung des Reichstags nicht
mehr zur Beratung gelangt ist, weiter beschritten werden sollte.

Ill. Absatz- und Preisregelung.-

Besondere Maßnahmen zur planmäßigen Ord-

nung der Milchwirtschaft sieht auch § 58 vor: Die obersten
Landesbehörden können nach A örung der gesetzlichen Berufsvers
tretungen der beteiligten Wirt aftskreise Erzeugerbetriebe sowie
milchbearbeitende und sverarbeitende Betriebe zur Regelung der Ver-

wertung und des Absatzes von Milch und Milcherzeugnissen»zu-
s a m ni e ns ch ließ e n. Dabei haben die obersten Landesbehorden
für größtniöglicheWirtschaftlichkeit Sorge zu tragen und Schadis
gungen der Gesamtwirtschaft und des Gemeinwohls zu verhindern.

Die wahl- und planlose Anlieferung von Milch auf weite Ent-

fernungen, so daß direkt oder mittelbar (durch das Rachprodukt
minderwertiger Butter) große Verluste entstehen, und die damit zu-
sammenhängenden hohen Milchhandelsspannen haben zu dieser Er-

mächtigung der obersten Landesbehörden Anlaß gegeben. Einen aus-

reichenden V e r b r a u ch e r s ch u tz gegenüber der Gefahr, daß solche
Zufammenschlüssezu Preishochhaltungen mißbrauchtwerden, gewähr-
leistet die weitere Bestimmung des § 38, daß bei der Bildung von

Preisausschüssen, die bei der Festsetzung wirtschaftlich angemessener»

preise mitzuwirken haben, neben den Erzeuger-n und den milch-
bearbeitenden und iverarbeitenden Betriebeder Milchhandel und die

Verbraucher angemessen zu berücksichtigensind.
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IV. Markenmilch.
Der Markenmilch, die als eine gehobene Konsummilch, als

kontrollierteVollmilch, nicht jedoch als Vorzugsmilch gedacht ist,

gt ein besonderer Abschnitt des Milchgesetzes gewidmet. Die

egriffsbestimmung ist der Ausführungsverordnun vorbehalten.
Die außerordentlich eingehende und umfassende onderkontrolle

solcherOualitätsmilch geschieht durch Ü b e r w a ch u n g s st e l l e n ,

die bei den gesetzlichen Berufsvertretungen der Landwirtschaft ge-
bildet werden. Ob eine Überwachungsstellegebildet wird, die die
Voraussetzung für eine im Bezirk einzuführende Markenmilch ist,
entscheidet die Landwirtschaftskammer. Das Gesetz geht mit dieser
Neuerung einen in der Praxis (Stadtbezirk Ksiel) bereits erprobten
Wng der vor allem den Vorzug hat, daß er an erster Stelle die Mit-
arbeit der Landwirtschaft an den weitgehenden Kontrollem die das
Gesetz für-dieMarkenmilch vorschreibt, sicherstellt. Zur Erfüllung
der gesetzlichenAnforderungen bestimmen die Uberwachungsstellen
und somit Landwirtschaft, Gemeinden, Handel und Verbraucher ge-
meinsam, wie die Markenmilch zu behandeln ist, wie sie in bezug auf
Fett- und Keimgehalt beschaffen sein soll, wie die beteiligten Unter-

nehmenzu überwachen und zur Deckung der Kosten, die die Tätigkeit
der «Uberwachungsstellenverursacht, heranzuziehen sind, inwie-

weit die«gehobeneKonsummilch vor Abgabe an den Verbraucher
einein Resinigunsgs-, Erhitzungss und Tiefkühlungsverfahren zu
unterziehen ist.

Nach den im Milchgesetz selbst gestellten Anforderungen darf die
Markenmilch, von zahlreichen weiteren Schutz- und Sicherungs-"
maßnahmen abgesehen, nur aus Viehbeständen stammen, die dem

staatlich anerkannten Tuberkulosetilgungsverfahren angeschlossensind;
sie darf an den Verbraucher nur in Gefäßen abgegeben werden, die
mit einem festen Verschlusse, mit dem Namen des Einfüllers und
einer Angabe über das Erhitzungss usw. -verfahren versehen sind; das

Abfüllen der Milch darf nur im Betriebe des Erzeugers oder in Be-

arbeitungsstätten vorgenommen werden. Schließlich darf die Ge-

nehmigung zum Vertriebe von Markenmilch, die die überwachungss
stelle erteilt, erst gegeben werden, wenn festgestellt ist, daß außer- den

allgemeinen Anforderungen des Abschnittes 1 des Milchgesetzes auch
den besonderen, außerordentlich weitgehenden Anforderungen des

Abschnittes Il, die jede Täuschung oder Übervorteilungder Ver-
braucher ausschließen, genügt ist. Auf Grund der so gewährleisteten
strengen Sicherungen und Kontrollen läßt das Gesetz zu, daß Marken-
milch in Gast- und Schankstätten,in Kantinen, Milchläden usw«
zum Genuß an Ort und Stelle abgegeben werden darf. Mit der
Markenmilch ist der richtige Weg zu einer Verbesse-
rung der Milchversorgung der Städte betreten. Von
der schmackhaften und längere Zeit haltbaren Markenmilch allein,
selbst wenn sie sich etwas teurer stellen sollte als gewöhnliche Kon-

summilch, ist eine nachhaltige Hebung des Milchverbrauches und da-
mit das Eintreten der Wirkungen zu erwarten, die das Milchgesetz in
der Hauptsache erzielen will.

V. Erlaubnispflicht.
Das muß auch der Ausgangspunkt für die Regelung des Ver-

kehrs mit Milch in der gewöhnlich dargebotenen Form (sog. offene
Milch) sein. Einer Erlaubnispflicht kann, um die Befolgung der

vorgeschriebenen Gewinnungs-, Behandlungss und Arbeitsmethoden
sicherzustellen, im allgemeinen nicht entraten werden. Das Gesetz
legt deshalb in § 14 Abs. 1 demjenigen, der ein Unternehmen zur
Abgabe von Milch betreiben will, die Verpflichtung auf, die Er-
laubnis der zuständigen Behörde nachzufuchen. Es geht aber zu weit,
wenn der Reich stag, entgegen der Fassung in § 14 Abs. 2 der

Regierungsvorlage, durch Streichung dieser schon für die in Flaschen
abgegebene einfache Konsummilch gedachten Ausnahmevorschrift, auch
den Verkehr mit Markenmilch von einer behördlichenErlaubnis ab-

hängig gemacht hat. Anderseits bedeutet es einen Rückfall in einen

Zustand, der mit der Einführung des Erlaubniszwanges von Reichs
wegen überwunden werden sollte, wenn, wiederum durch Reichstags-
beschluß, in § 14 Ziffer 5 Abs. 6 zur Voraussetzung der Erlaubnis-

erteilung gemacht ist, daß »derUnternehmer eine von der zuständigen
Behörde festzusetzende Mindestmenge in den Verkehr bringt«

Mit dem reichsrechtlichen Grundsatz der Gewerbefreiheit ist diese
Einschränkung nicht vereinbar; auch muß sie zur Folge haben, daß
die monopolartige Stellung der eigentlichen Milchgeschäfte,die aber
bei weitem nicht an alle Kreise der Bevölkerung herankommen, be-

günstigt und gesichert wird. Da die Preußische Staats-

regierung und auch die beiden großen Linksparteien
des Reichstags eine Konzessionierung nur insoweit als er-

forderlich erklärt haben, als die Kontrollmsglichkeit sichergestellt
werden muß (Anmeldepflicht der Handelsbetriebe), sollte im Wege
der Ausführungsbestimmungen eine egelung erwartet werden

dürfen, die dem Grundgedanken des Milchgesetzes, der

allseits angestrebten Konsumsteigerung, durch freie Zulasfung mög-
lichst zahlreicher Verkaufsstellen zum mindesten für die durch ein

völlig lttckenloses Überwachung-i und Kontrollsyftem mit weitest-
gehenden Qualitätsgarantien ausgestattete und gegen jede Ver-

fälfchung mehr als ausreichend geschützteMarkenmilch Verwirk-

lichung zuteil werden läßt.
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Vl. Die Praxis.
Der weitere Inhalt des umfangreichen bedeutsamen Gesetzes

wird erst durch die mit Zustimmung des Reichsrats und nach An-

hörung des Volkswirtschaftlichen Ausschusses des Reichstags zu er-

lassenden Ausführungsbestimmungen Gegenständlichkeit und end-
gültige Gestaltung für die Praxis erhalten. Dies gilt u. a. ins-

besondere auch von der Schaffung weiterer Milchsorten wie z. B.

Vorzugsmilch und Kindermilch, von der Bestellung milch-
wirtschaftlicher Sachverständigerim Hauptberufe bei den zuständigen
Behörden, von der Erweiterung der Befugnisse der Uberwachungss
stellen für Markenmilch, von der Aufstellung von Grundsätzen für
die Berufsausbildung und die berufliche Zu ehörigkeit der in milch-
wirtschaftlichen Betrieben Befchäftigten. Schließlichsei erwähnt,
daß das Milchgesetz als eine lex specialis zum Lebensmittelgesetz
vom 5. Juli 1927, dessen Vorschriften im übrigen unberührt bleiben,
die Möglichkeit der Schaffung einheitlicher Begriffs-

bestimmungen für bestimmte Warensorten auf milch-
wirtschaftlichem Gebiete gibt und weiterhin bestimmt, daß bestimmte
Lebensmittel an den Verbraucher n u r i n p a ck u n g e n o d e r

»

B e h ä l t n i s s e n abgegeben werden dürfen.

Die Durchführungder reichsgeseizlichen Regelung des milchwirt-
schaftlichen Verkehrs wird geraume Zeit erfordern, da auf die not-

wendige Umstellung und Anpassung der beteiligten Wirtschaftslreise
Rücksichtgenommen werden muß. Es steht aber zu hoffen, daß dann
ein Zustand eintritt, in dem Deutschland auf dem Gebiete
der Milchwirt chaft und Milchnahrung gleich-
wertig neben v rbildlichen Auslandsstaaten steht
und die bisherige vollständigeDesorganisation des Marktes, die in

den Notzeiten seit dem Kriege besonders gefahrvolle und verlustreiche
Unwirtschaftlichkeit der produktion und Verwertung für immer der

Vergangenheit angehört.
·

Jugendwandern und Jugendherbergen
als Wege zur Staatsbejahung.

(

«

Zum Tag der Jugendherbergen von Dir. B r«u n o N e i n d o r f - Hilchenbiach
Die Jugend zog aus, die Freiheit zu suchen, und fand —- das

Jugendland wieder. Wenn immer am Anfang dieses Jahrhunderts
der Aufbruch aus Widerstreit mit herrschenden Anschauungen kam,
wenn immer in ihm sich »Gesellschafts«feindlichkeitkundtat: Die

Jugend
Ihre besonderen Eigenheiten

und Jugend-

Jugend hiat ihren Weg in die Gesellschaft zurückgefunden.
sieht sich wieder als Altersstufe.
verlangen besondere Formung Jugendbewesgung
pflege —- früher streitende Brüder — sind

«Menschen und Dingen.

Freilich: Wandern allein tut’s nicht! Gesellschaftskenntnis
und Gesellschaftserkenntnis müssen hinzutreten. Wandern sist ein
Weg zu beidem. Der Wanderer bekommt neue Beziehungen zu.

Er lernt Zusammenhängegehen,er lernt
den neben ihm Schaffen-den begreifen in seiner rbeit und in

seinen Arbeitsbedingungen: der Arbeiter den Bauer, der Bauer
den Arbeiter. Und sie lernen auch begreifen, daß sie Blut von

einem Blut sind und Brüder eines Volkes-
Hand in Hand dabei, das Errungene zu sichern.

Daß dieser Jugend gerade Wandern Lebens-

und alle wert eines menschenwürdigenDaseins.

Körpers-siege auf ver Freusburg

form wurde, ist kein Zufall» Gegen die Überzivilis
sation des Hochkapitalismus fand sie Gegengewichte
im »Zurück zur Natur!« Aber die Formen waren

individualistisch und romantisch.
Die Umstellung kam nach dem Kriege. Der

Aufbau in den Iugendbünden wurde anders und
das Wandern auch. Aus einer Bewegung der ein-
zelnen und· wenigen wurde eine Bewegung der

Massen. Die deutschenJugendherbergen haben in

früher Voraussicht diese Entwicklung begünstigt.Die Übernachtungszahlenin ihnen wuchsen und
wuchsen, die Zeiträume zwischen ihrem An-
wachsenauf 1, auf 2, auf Z, asuf nahezu 4 Millionen verringerten sich
immer mehr-. Die Massen sind nicht nur in Bewegung, sie sind auch

(

ekommen. Unsere
Zugendwandert!

Jugendherberge für Mädchen (Nadevormivald)

Jugenvberberge Kaiser-staunen

Jugendherberge Rübezabl

Aber noch einmal: Wandern allein tut’s nicht.
Die enge Berührung mit den anderen Gruppen ist
schwer zu verwirklichen: Da tritt die Jugend-
herberge ein. Sie ist neutraler Boden. Man braucht
nur einen Blick in das Herbergsbuch zu tun, in das

sich alle Wandergruppen und alle Einzelwanderer
eintragen müssen,um zu erkennen, wie sich hier alle

Kreise unseres Volkes treffen. Und der Blick in den

Tagesraum einer großen Jugendherberge beim

Frühstück oder Mittagessen oder das Gewühl auf
dem Herbergsschiff zeigen immer und immer-
Eine Jugend steht hier zusammen! Die bes-

sonderen Bindungen durch Herkommen, durch Bil-

dungsgang, durch Bekenntnis, durch part-ei, sie treten zurück. Sollte

diese Jugend nicht begreifen, daß sie auch zusiammenstehen muß in

dem Staat, der der ,-

ihre ist, den siebauen

Schwimmende Jugendherberge »Nicht-ist«

293



Der Oeimatdiensi

helfen muß, daß er ihren Anschauungen entspricht? Da finden
sich der-· Sozialist und der Konservative, derlKatholik und der

«

,

Libera el

Wie soll es auch an-

ders sein? Eine Jugend,
deren erster Gedanke am

frühen Morgen nach ein-

fachem Nachtlager Körper-
sschule ist, die in strahlen-
der Sonne ihre Heimat
durchwandert, sder auf
grüner-IWiese das beschei-

det, muß ja aufgeschlossen
sein und sich von einseitigen
Bindungen lösen, um neue

Verantwortungen einzu-
. ; gehen. Sie wird selb-
.ständig,«gleichgültig,ob schon die kleinen Schulmädchen am frühen
Morgen ihr Wanderzeug in Ordnung bringen oder die jungen

Jugend-the innig-fewwas-ein

—

die Jugendherberge liegen

dene Mahl herrlich mun--

Burschen am Küchenherd hantieren. Sie lernt Einfachheit, lernt

Bescheidenheit und bekommt wieder den Blick für die Dinge, die

wichtig sind. — Und in
allen Gauen unseres Vater-
landes dasselbe Bild. Mag

an einem der wunderschö-
nen ostpreußischen Seen
oder mag sie herabschauen
von den Höhen des Riesen-
gebirges, sei sie eine der

Bauten, die dem Form-
gefühl der neuen Jugend
nachstreben, oder eine der
alten Burgen, die roman-

tischen
·

Gedankengängen
folgen: Die ganze Jugend
soll es sein, die hier
Einkehr hält, aus Nord
und Süd, aus Ost und West. Brüder eines Volkes im Willen
nach dem Reich, das ihrer Sehn-sucht Form wird.

Jugendberberge Mederwenigern (Sauorland)

«

Zur Zeitgeschichie M-

Die Aufhebung des Saarbahnschutzes.
-

Während der gegenwärtigenSitzung
des Völkerbundsrates in

Genf wurde einSonderausschußeingesetzt, er sichaus Scialoja, Briand
und Curtius zusammensetzte-und die Aufgabe hatte zu prüfen, unter

welchenBedingungen die Aufhebung des Saarbahnschutzes erfolgen
könne. Der Sonderausschuß legte der gleichfalls in Genf anwesenden
Re ierun skommission des Saargebietes die Frage vor, ob und unter

wekchenedingungen sie sich dafür verbürgen könne, daß entsprechend
dem Versailler Vertrag die reiheit des Verkehrs und Transits im

Saar ebiet gewährleistetsei. ie Regierungskommission gab daraufhin
sa- g singe Gutachten ab, daß, falls der Völkerbundsrat die Auf-
hebun der FeldeisenbahniKommissionund des Bahnschutzesbeschließen
solle, te die Verantwortung für die Sicherheit des Verkehrs und Transits
auf den Saarbahnen in folgender Weise zu übernehmen bereit sei:

" "

f. BeiFestsetzung der Stärke der örtlichenGendarmerie, ihrer Ver-
wendung und Zusammensetzung würde sie der Notwendigkeit der Sicher-
heit des Schutzesdes Verkehrs und Transits besonders Rechnung tragen.

2. Sie würde die Schaffung eines besonderen Organs durchführen,
über das bereits Vorstudien angestellt worden sind und das in technischer
Hinsicht die Sicherheit dieses Verkehrs zu wahren hätte.

"

Z. F"r den Fall von Unruhen hat sich die Regierungskommission
bereits dur Auslegung der Bestimmungen des Friedensvertrages das

Recht vorbe alten, geeignete technische oder militärischeKräfte, soweit
sie zur Aufrechterhaltung des Verkehrs notwendig sind, heranzuziehen.

Auf Vors hlag des Berichterstatters Scialoja hat der Völkerbundsrat

entsprechendbeschlossen,die auf Grund seiner Entschließungvom x2.März
s927 ge ildeten Bahnschutztruppen sowie die FeldeisenbahnsKommission
aufzuheben und diese Aufhebung innerhalb der Höchstfriftvon drei

Monaten erfolgen-zu lassen, in der die von der Regierungskommission
des Saargebiets in Aussicht genommenen Maßnahmen durchgeführt
werden sollen. .

, »

"

i

Die Anna me des Berichtes durch den Völkerbundsrat erfolgte mit

wei kurzenEr lärungendessdeutschenund französischenAußenministersBr,Curtius begrüßtees, daßdurch die jetzt gefundene Regelung eine Lage
geschaffenwerde, die den Wünschender Saarbevölkerungentspreche. Was

den von der Regierungskommission des Saargebiets erwähntendritten

Punkt, den Fall von Unruhen betreffe, so habe Dr. Stresemann bereits

früher im Völkerbundsrat . den deutschen Rechtsstandpunkt dargelegt,
wonach nach Ansicht der deutschen Regierung dieser Fall niemals
eintreten—werde. Auch Briand erklärte, daß er gleichfalls der Ansicht
sei, daß der erwähnte dritte Fall niemals eintreten werde.

Daß die Saarkommission für sich in Anspruchnimmt, im Falle von

Unruhen teknische
und militärischeHilfselemente herbeizuholen, ent-

sgsrichtihrer nterpretation, die sie schon im Jahre x926 dem §-ZZ des

aarstatuts gegeben hat und die im März des gleichen Jahres vom
Völkerbundsrat genehmigt worden ist. Hätte die bereits erwähnte Ver-

wahrung vD"r.Stresemanns gegen diesen Rechtsstandpunkt die Aufhebung
des jetzigen Ratsbeschlusses zur Folge haben sollen, so wäre ein lang-
wieriger Prozeßnotwendig gewesen. Es entsprach auch den Wunschen
der-politischen Parteienim Saargebiet,· daß eine so umständlicheVer-

zögerung vermieden und die Entfernung des Saarschutzes schon jetzt
erreicht -wurde.» sEntscheidend ist also, daß der Saarbahnschutz Jetzt
endgültig"’zurückgezogenwird. Dr. H e i d e.,

Der Haudelovertrag mit Finulaud.
Die Verhandlungen wegen Abänderung oder Kündigung des

bisherigen ,Handelsabkommens mit Finnland von Z926, die im

wesentlichen nur eine ollerhöhung auf Butter und Käse zur Folge
haben,"sind in der Öf entlichkeit mit besonderem Interesse verfolgt

M

worden, da sie an grundsätzliche Fragen handelsvertraglicher Ab-

machungen rühren und über unsere handelspolitischen Beziehungen
mit Finnland allein hinausgehen.

Durch Reichsgesetz vom Z. Juli 1929 war der aukonome Butter-

zoll auf 50 M. erhöht worden mit der Möglichkeit, ihn Anfang 1934
auf 40 M» Anfang 1956 auf Zo M. zu ermäßigen. Am Zo. No-
vember 1929 wurde zu »dem Handelsabkommen mit Finnland von

1926 von den beiden Regierungen ein Zusatzabkommen beschlossen,
worin der bisherige vertragliche Butterzoll von 27,oo M. dem auto- —

nomen Zoll von 50 M. mit den Sen-kungen auf 40 und Zo M. im

Jahre 1954 bzw. 1936 angepaßt wurde. Obwohl das Abkommen

selbst nur« auf fünf Jahre geschlossen werden sollte, war der Butter-

zoll darin auf sieben Jahre festgelegt. Während der finnische
Reichstag das Zusatzasbkommen bereits um die Jahreswende an-

genommen hatte, zeigten sich im Deutschen Reichstage Widerstände
dagegen, insofern als sowohl die Bindung der Butterzölle als auch
die Höhe der Sätze als unzureichend bemängelt wurden. Um das

Zusatzabkommen nicht zu gefährden, versuchte man durch privat-
vershandlungen einen Ausgleich zwischen dem vom finnischen
Reichstag angenommenen Zusatzabkommen und den Ansprüchen der
im· DeutschenfReichstag vertretenen Interessenten zu finden; diese
Verhandlungen scheiterten bekannlich im wesentlichen daran, daß
die finnischen Unterhändler glaubten, in solchen Privatabmachungen
nicht eine genügende rechtliche Sicherheit zu-finden. Zu diesem
Zeitpunkt tauchte aber bereits auch in der Presse anderer butter-

erzeugender und sausführender Länder die Auffassung auf, daß
durch die in den privatverhandlungen vorgesehene Regelung
— Festsetzung einer bestimmten Einfuhrmenge finnischer Butter bei

erhöhtem Zollsatz -—- eine Umgehung der Meistbegünstigung gegen-
über andern Ländern seitens Deutschlands erfolge, insofern als

diesen Ländern für Mengen, die über das finnische Kontingent hin-
ausgingen, ein höherer Zollsatz berechnet werden könnte. Von
dieser Auffassung scheinen sdie finnischen privatunterhändler ihre
Weigerung eben-falls abhängig gemacht zu haben. .

Durch neue amtliche Verhandlungen zwischen beiden StaatN
wurde schließlicham 28. August in Helsingfors eine Lösung ge-
funden. Das alte Handelsabkommen von 1926 wurde deutscherseits
mit der vorgesehenen Frist von drei Monaten gekündigt. An seine
Stelle tritt innerhalb dieser Zeit ein neues Abkommen, wobei die

Position 126 des deutschen Zolltarifs betreffend Ølmargarine,
Position 134 frische Butter und·.aus position 135 verschiedene Käse-
arten gestrichen werden. An ihrer Stelle tritt die Vereinbarung
von zollkontingenten,- die in dieser Höhe auf.die andern meist-
begünstigten Staaten ohne weiteres für Butter und Käse übertragen
werden, und zwar für Butter in Höhe von 5000 Tonnen zum Zoll-
satz von 50 M., der mit Beginn des vierten Vertragsjahres auf
40 M. sinkt, für Käse bis zu 2500 Tonnen zu wechselnden Zoll-
sätzen bei den verschiedenen Käsearten.
Gegenüber dem Zusatzasbkommen vom November 1929 und dem

gescheiterten Privatabkommen liegen die Vorteile der neuen Re-

gelung darin, daß dieses neue Abkommen nicht mehr aus fünf bzw.
sieben Jahre bei Binsdung der Zölle läuft,»son«dernunbefristet ist
und mit sechsmonatiger Frist zum Ende des dritten Vertragsjahres
erstmalig gekündigt werden kann, ebenso später mit derselben Frist.
Diese Änderungen sinds in gütlichem Einvernehmen mit Finnland
getroffen morden, und es hängt jetzt nur von den jeweiligen beiden

Volksvertretungen ab, das Abkommen bis zum 29. November d. J.
anzunehmen und in Kraft zu setzen.

Die Opposition, die sim Auslande gegen das Abkommen laut
wurde und sich teilweise schon in Boykottdrohungen gegen deutsche
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Industrie auszuwirken begann, geht von«der Befürchtungaus, daß
andern butterausführenden Ländern der jetzt Finnland zugestandene
Zollsatz, der dem autonomen gleich ist, nur für die gleicheMengezu-

gestanden wersden soll, während für weitere Mengen ein erhohter
Zollsatz in Kraft gesetzt werden könnte, was Lander wie Danemark
und Holland mit einem Vielfachen der finnischen Butterausfuhr
empfindlich- träfe. Ebenso hat sich in der deutschen Industrie
Widerstand gegen das Abkommen geregt, weil sie gegen ihre Er-

zeugnisse einen Boykott des Auslandes als Gegenmaßnahme»be-
fürchtet. In Wirklichkeit sind die Mitteilungen in der Öffentlich-
keit über diesen Boykott bisher stark übertrieben, besonders stimmen
die offiziellen Stellen Hollands und Dänemarks mit solchen Gegen-
maßnahmenkeineswegs überein, sondern sind bestrebt, etwaige durch
den Vertrag entstehenden Interessengegensätze auf dem Verhand-
lungswege mit Deutschland auszugleichen. Auf der jetzigen Völker-
bundstagung ist bereits von nordischen und baltischen Staaten

sowie von Holland ein Antrag eingebracht w·orden,»um über eine

gemeinsame Auslegung sund Anwendung des Meistibegünstigungss
rechtes Klarheit zu schaffen» Im übrigen wird ja die Entscheidung
über das neue Abkommen dem neuen Deutschen Reichstage alsbald
unterbreitet werden. Bis er Stellung genommen hat, müssen aller-

dings alle bereits in Kraft gesetzten Versuche des Auslandes, durch
Boykott deutscher Jndustriewaren befürchtete Nachteile ihrer land-

wirtschaftlichen Ausfuhr infolge des neuen deutsch-finnischen
Handelsabkommens auszugleichen, als sachlich unzweckmäßigund

für eine wohlwollende Aussprache der jeweiligen Regierung
hinderlich bezeichnet werden. —

«

» afc.

Das unruhige Südamerika.
Kurz hintereinander haben sich in Bolivien, in Peru und in

Argentinien revolutionäre Ereignisse abgespielt, die jedes-mal mit
dem Sturz des Staatspräsidenten geendet haben. Am meisten Auf-
merksamkeit hat fdie argentinische Revolution gefunden, weil dies

.

Land ohne Zweifel die führende Macht Südamerikas darstellt und
dann auch, weil der Präsident Dr. Hipolito Jrigoyen besonders fest
im Sattel zu sitzen schien: als er am 12. Oktober 1928 zum zweiten-

yialricdisPräsidentschsaftantrat, umgab ihn fast einmütiger Iubel
er a ion.

Das Problem, das uns bei diesen Vorgängen am meisten inter-
essiert, ist die Frage, ob die Unruhen —- man könnte auch noch revo-

lutionäre Zuckun-

Z
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«
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dazu rechnen — ei-
nen inneren Zu-
sammenhang haben.
Auf den ersten An-
blick freilich lie-

recht
«

verschieden.
In Argentinien gibt
es so gut wie gar
keine indianischeUr-

bevölkerung mehr,
und auch ein irgend-
wie beträchtliches
Negerelement ist
nicht vorhanden. Die

proletarischenSchichi
ten sind hier vertre-
ten durch Arbeiter

spanischer und ita-

lienischer Herkunft;
unter der Einwan-

derung von x857 bis

s926waren ungefähr
48 v. H. Italiener,

.
, , ungefähr 33 v. H.

Spanier; In Bolivien und Peru dagegen haben wir es mit einer
zum großtenTeil farbigen Bevölkerung zu tun: in Boslivien sind
nochheute nicht weniger als« 54 v. H. reine Indianer, 32 v. H. Misch-
Imge (C·HOIOS).In sPeru gibt es einen etwas geringeren Prozent-
satz Indianer, nämlich 32 v.H., dafür aber 53 v. H. Mischlinge, das

IZetliccltmsist also fast genau umgekehrt wie in Bolivien. Man
konnte nun vielleicht annehmen, daß in diesen beiden Staaten die

Bewkgungenin der Hauptsache ein Freiheitskampf der unterdrückten

farbigenElemente seien. Das ist denn auch die Auffassung des Kom-
MUMSMUS, der, wie man weiß, geneigt ist, überall die farbigen
Elementegegen die Weißen auszuspielen. Diese Ansicht aber scheitert
in· Bolivienschon daran, daß der bisherige Präsident Dr. Hernando
Siles mit den Cholos regiert hat und daß ihm gerade die reinen
Nachkommen der spanischen EEinwanderer feindlich gegenüberstanden
Gewisse farbige Elemente also sind keineswegs unterdrückt, wie

Nilitör
( Friedenssiäike

gen die Verhältnisse «

« einem We

denn auch· in Peru wichtigste öffentlicheAmter vom Halbblut besetzt
sind, ja besetzt sein müssen, da der geringe Prozentsatz der reinen

Weißen die Staatsverwaltung gar nicht allein zu tragen vermag.
Denkt man nun aber an die unverfälschten Indianer, so stehen sie
hier wie dort auf einer derart niedrigen Stufe, daß sie san derPolitik
nur in seltenen Fällen Anteil nehmen. Auch unter den Cholos ist
nur eine dünne Schicht im eigentlichen Sinne politisiert, undsie zu-

sammen mit der dünnen Schicht der Weißen bestimmt den politischen
Kurs. Es sind, konkret gesprochen, einzelne hervorragende Familien,
die Herrschaftsansprüche erheben und hinter denen« üblicherweise
riesiger Grundbesitz steht.

-

»
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Und darin nun läuft »auchArgentinien in »genau der gleichen
Linie wie Bolivien und Pseru,«undüberhaupt ist Südamerika darin

einig, daß kleine Cliquen, und nicht etwa das Volk in seiner Ge-

samtheit, ausschlaggebend sind für die Politik.
·

Demgemäß sind die

Parteien, selbst wenn sie sich noch so sehr mit festen Programmen bek
hängen, keine Sachparteien, sondern lediglich Personalparteien, die sich
um eine bestimmte Führerpersänlichkeit gruppieren und sehr schnell
auseinanderfallen, wenn die Macht des Führers schwächer wird.

So sind die südamerikanischen Revolutionen im wesentlichen
reguläre Schwingungen des politischen Pendels ohne fundamentale
Erneuerung des. Systems, sind also im Grunde keine Revolutionen,
sondern snur sputschez Immer ist das Militär daran beteiligt, aber

doch nur als Instrument, und dies Instrument wird sehr oft nicht
von einein General, sondern von einem Zivilisten gehandhabt.
Und jeder neue Präsident, der vordem das persönlicheRegiment des
alten nicht genug verdammen konnte, regiert im gleichen Stil diktai
torisch. Wie die -Parteien Personalparteien sind, so ist auch die
Diktatur Personaldiktatur, hat also mit den mehr sachlichen Diktas
turen Europas nichts zu tun.

Dazu kommt ein Umstand, der schon vor dem Kriege zu wirken

begann,der aber erst seitdem mit voller Gewalt sich geltend macht:
die immer stärkere finanzkapitalistische Tätigkeit der Vereinigten
Staaten, das, was man gemeinhin als Dollardiplomatie bezeichnet.
Sie hat in das stagnierende Gewässer des politischen Lebens den

großenStein geworfen, der immer weitere Kreise zieht. Vor dem
Kriege kämpften England und die Vereinigten Staaten in Süd-
amerika um den wirtschaftlichenund damit auch um den politischen
Einfluß, im Kriege aber hat die nordamerikanische Union in Süd-
amerika dieselbe monopolistische Rolle gespielt wie Japan im Fernen
Osten. Während aber Japan mit seiner schmalen wirtschaftlichen
Basis nachher doch wieder aus vielen seiner asiatischen Positionen
verdrängt wurde, haben die Vereinigten Staaten seitdem nur immer
stärker in Südamerika an Terrain gewonnen. Vor allem haben sie es

auf die Aus-beutung der Bodenschätze abgesehen, haben aber auch«
dafür gesorgt, daß sie die Bahnen, die Elektrizitätszentralen und die
großen Industrieunternehmungen in die Hand bekamen. Der eine
Staat hat sich der nordamerikanischen Überfremdung leichter geöffnet
als der andere, am unabhängsigstengehalten hat sich noch Argentinien,
und gerade Argentinien hat auch immer wieder versucht, sich auf
England gegen die Hegemsoniebestrebungen der yankees zu stützen.
Natürlich erstrebt es seinerseits eine Hegemonie über Südamerika,
am liebsten einen Bund der ABC-Staaten unter seiner Führ-ung,
wobei aber wieder die Eifersucht Brasiliens stört. Der Kampf um die
Macht ist überall in Südamerika auch zu einem Kampf um die Stel-
lung zu den Vereinigten Staaten geworden, ein neuer Unruhefaktor,
der die traditionellen Unruhefaktoren mannigfach·abwandelt. Vielleicht
werden wir bald erkennen, daß auch zum Sturz Irigoyens diese
Dinge beigetragen haben — der alte Präsident war erklärter Ver-
treter der argentinischen Unabhängigkeit und hat ja auch das Land

erfolgreich aus dem Weltkrieg ferngehalten —, sicher haben sie ge-
wirkt bei dem Systemwechsel »in Bolivien und Peru, wo Gruppen
an die Herrschaft gekommen sind, die der Dollardiplomatie oppo-
nieren. Wenn eines Tages dann noch »die Massen in Südamerika

zur Aktion gelangen, das breite Volk mit proletarischen Forde-
rungen, wird dieser Kontinent — denn man muß von einem Kon-
tinent Südamerika sprechen — erst recht zu einem Herd stürmischer
Ereignisse werden.

Dieser Tag ist vielleicht nicht mehr allzu fern. Er wird be-

schleunigt durch den Absturz der Getreidepreise und der Preise der

industriellen Rohstoffe, der gerade die südasmerikanischensLänderbe-

sonders heimgesucht hat, die erst in den Anfängen der Industriali-
sierung stehen und deren Industrien zudem ausländischem Kapital
dienstbar sind. Und hier erkennen wir die letzte, aber nicht die ge-
ringste Ursache der revolutionären Erschütterungen. Die Unr-uhen,
namentlich die argentsinifchen, sind sehr stark auch der Unruhe über
die wirtschaftliche Zukunft und die Währungsverschlechterung ent-

sprungen. Bei solchen Wirtschaftsentwicklungen ist es sicherlich mit
chiseldes Regimes nicht getan. Die Unzusriedenheit wird

bleiben und schließlichasuch die Massen in tiefere Bewegung bringen.
Was bei den mexikanischen Indios schon geschehen ist, die innere

Revolutionierung, wird auch bei den Indianern Südamerikas statt-
finden, erst recht aber bei dem italienischen und spanischen Pro-
letariat Argentiniens, das verheerend schon von der internationalen

Arbeitslosigkeit ergriffen worden ist. A d o lf G r a b o w s k y.

295



Der Heimatdienst

der Kurdenausstand.
In der Tänderecke zwischen der Türkei, Rußland und Persien

lodert die Flamme des Kurdenaufstandes gegen die Türkei. Der

Ausstand ist bezeichnend für die politische Lage, wie sie sich mit dem

politischen Erwachen der asiatischen Völker und dem Wiederaus-
leben des englisch-russischen Machtkampfes in Asien seit dem Ende

des Weltkrieges auch in diesem Teile des asiatischen Kontinents
entwickelt hat.

Diese Entwicklung erhielt ihren Anstoß von der Propagierung
eines selbständigen kurdischen Staates durch England gelegentlich
der ersten Friedensverhandlungen mit der Türkei im Jahre 1919.

«

Der kurdische Staat

sollte die gesamten
osttiirkis en Landes-

teile, de Gegend
·

um Diarbekir. Wau

«

und Erserum, die

westlichenGebietevon
Persien um den Ur-

miasSee, das Mossul-
gebiet und die nörd-

lichen Teile des heuti-

gensranzösischenMamatgebiets Syrien um-

fassen.- Er sollte mit
einem selbständigen
Armenien zusammen
eine Schranke auf-
richten zwischen der

Türkei, Rußland und

Persien, die damals zwischenEngland und Frankreich strittige Mossul-
frage isn englischem Sinne lösen, die Machtstellung Frankreichs im

nahen Orient auf das eigentliche Syrien beschränken und England
ugleich auch die Herrschaft über die nordpersischen Ølselder sichern.Dersiegreiche Ausgang des von Mustafa Kemal Pascha organi-

sierten und geleiteten Widerstandes gegen den Vertrag von deres

hat die Verwirklichung dieses englischen Planes verhindert. Im
Friedensvertrag von Lausanne war weder von einem selbständigen

«
Armenien noch von einem selbständigenKurdistan die Rede. Dafür
aber war auch in diesem Teil Vorderasiens die Grundlage zu

politischer Unruhe geschaffen,. die seitdem fast ununterbrochen an-
"

hält. In die Kurden, die bis dahin stets loyal zur türkischenHerr-
schaft gehalten hatten, waren Ideen hineingetragen, die sie vorher
nicht gekannt hatten.

Diese Unruhe wurde noch gesteigert durch die Modernisierungs-
bestrebungen der neuen Türkei, durch die sich die Kurden in ihrem
Eigenleben bedroht und in ihrer bis zum Fanatismus gehenden
tiefen Religiosität verletzt fühlten. Sie ist für die Türkei um so
gefährlicher, als fast die Hälfte des gesamten Kurdensvolks aus
türkischemBoden sitzt. Kein Wunder, daß alle, die der neuen Ent-

wicklung der Türkei ablehnend gegenüberstehen,in der Kurdensrage
eine willkommene Gelegenheit.sehen,s das neue Regime von Angora
zu stürzen. Während es im Irak durch die Gewährung einer weit-

gehenden kurdischen Selbstverwaltung, in Persien dank der Sprach-
und Blutsverwandtschast zwischen Kurden und Persern gelang, das

Auskommen einer eigentlichen Kurdenfragezu verhindern, wurden

die Kurden innerhalb der Türkei eine chwere Gefahr für Ordnung,
Sicherheit und innerpolitische Einheit. Bereits im Jahre 1925, als

die Mossulfrage zwischen Engl-and
und der Türkei akut zu werden

begann und sich gleichzeitZ
m Innern der Türkei die ersten An-

zeichen einer wachsenden pposition gegen sAngora zeigten, kam es

zum ersten größeren Kurdenaufstand. Er wurde von den Türken

nach monatelangen schweren Kämpfen blutig unterdrückt.
Auch diesmal wird es der Türkei ohne Zweifel gelingen, des

Ausstandes msilitärisch!in kurzer Zeit Herr zu werden. Wichtiger
ist, daß er die Türkei in einem Augenblicke trifft, in dem diese sich
in einer schweren Finanz- und Wirtschaftskrise befindet, noch wich-
tiger, daß er zu einer bedenklichen Belastung auch der türkisch-
persischen Beziehungen geführt hat. Diese Belastung ist hervor-
gerufen durch das türkische Empfinden, der Ausstand werde von

—
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Persien begünstigt opwie ferner durch die Konsequenzen, die die

Türkeiaus diesem mpfinden gezogen hat. Doch scheint die Gefahr
eines persisch-türkischenKonfliktes nunmehr aber behoben zu sein,
nach-dem Persien sich bereit erklärt hat, auch seinerseits wirksame
Maßnahmen gegen die Kurden zu ergreifen. Hauptm. R o h d e.

Reue Bücher
Um Deutschland-«wirtschaftliche Zukunft. T r i b u tl a st —

Arbeitsnot — Ringen um Wirtschaftsfreiheit.
Von Regierungsrat Teo Horwitz. Mit 18 graphischen Dar-
stellungen. 80 Seiten. Zentralverlag G. m. b. H. Berlin 1930.
Preis: 2 RM.

Zu einem Zeitpunkt, da eine Wirtschaftskrise größten Aus-
maßes, in ihrer verheerenden Wirkung einer Raturkatastrophe ver-

gleichbar, ihre dunklen Schatten über Deutschland wirft, erscheint
diese Schrift gerade recht: sie will mehr als eine Analys e der

Wirtschaftslage geben — sie will Wege aus der
Krise weisen.

·
Zwei zentrale Probleme sind es vor allem, die Deutschland um

seiner Selsbstbehauptungwillen lösen, und zwar bald lösen muß:
Arbeitslosigkeit und Verschuldung ans Aus-
la n d.»Diie Möglichkeiten ihrer Lösung sucht die vorliegende Schrift
auszuzetgen. Voraussetzung jedes ernsthaften Lösungsversuchs ist:
Kenntnis wirtschaftlicher Zusammenhänge muß Allgemeingut im

deutschen Volke wer-den. Im Vorwort spricht es der Verfasser aus:

aufhellende Einsicht in das gegenwärtige Gesüge unserer Volkswirt-

schaft, in ihre Schwächen und Kraftquellen tut not; denn nur der
Erkenntnis der Dinge entspringt zielklares Handeln. Keine lang-
wierigen sozial-ökonomischenUntersuchungen, keine abstraktstheores
tischen Gedankenkonstruktionen werden geboten — das Neuartige
dieser Schrift, ihre ausrüttelnde Wirkung ruht gerade darin, daß sie
das weitschiichtige Sachgebiet umfassend und doch in prägnanter, mit-
unter aphoristischer Kürze abhandelt, daß die Darstellung selbst bei-
schwierigen Einzelfragen anschaulich und lebensnah bleibt. In
knappen Linien wird ein tatsachengetreues Gesamtbild der wirt-

schaftlichen Tage Deutschlands entworfen. Alle jene zentralen Pro-
bleme unserer Volkswirtschaft werden gleichsam ins Scheinwerfers
licht gerückt: Arbeitslosigkeit, Kapitalversorgung, Auslandskredite,
Agrarkrise, öffentliche Finanzen, Kriegssolgen und Reparations-
lasten, ferner der Außenhandel, die ahlungsbilanz und der Absatz
aus dem inneren Markt. Die wirts astlichenZusammenhänge und
die innere Verflechtung aller großenE nzelprobleme der Volkswirt-

schaft werden herausgearbeitet. ·

Die Arbeit mündet aus in Klarstellung des für Deutschlands
Zukunft entscheidend wichtigen Problems: aus welchen Wegen
wir, trotz Tributlast, trotz Kapitalnot und allen sonstigen Schwäche-
stptomem zu einer Aktivierung unserer Wirtschaftsbilanz, zu
einer wirtschaftlich svernünftigenAusbalancierung unserer Aussuhrs
und Binnenmarktinteressen, zu einer Belebung des Absatzes und
der Produktion und damit zu einer Überwindung der Arbeitsnot

gelangen können. In die Hand des deutschen Volks ist gegeben:
Hunderttausende von Arbeitsuchenden wieder in das Erwerbsleben

einzugliedern, Schulden abzutragen, seine Wirtschaftsgrundlsagen
zu festigen. Im ganzen stellt die vorliegende Schrift, über ihren
Charakter als durchdringende und aushellende Analyse der ge-
samten deutschen Wirtschaftslage hinaus, einen besonders bemerkens-
werten Versuch dar, Wege aus der gegenwärtigen Wirtschaftskrise
aufzuzeigen. ,

.

Und was die Schrift schließlich,neben ihren sachlichen Vor-

zügen, auch aus ideellen Gründen besonders empfiehlt: ihre Aus-

führungen wer-den von der in Deutschland leider oft mißachteten
staatsbürgerlichenErkenntnis getragen, daß wir im Volk-staat auch
Glieder»- iner großen wirtschaftlichen Schicksalsgemeinschast
sind, daßesich unser aller Existenz auf gemeinsamer Plattsorm aus-
baut, daß es, ebenso wie aus politische, auch aus gemeinsame wirt-

schaftliche Willensbildung ankommt. Der Verfasser will dem

einzelnen Staatsbürger ins Bewußtsein rufen, daß er neben seinen
politischen auch soziale und wirtschaftliche Pflichten der Gesamtheit
des Volkes gegenüber hat, will auf diesem Wege Kräfte zur über-

windung der Wirtschaftsnot wecken. Dr. E. S.

Die Bedeutung clee deutschenVolksbühnenbeweguuw
Denkt-. s. Aellvteykh

In diesen Wochen fährt es sich zum 40. Male, daß die Berliner
Volksbühne begründet wurde, und zum 10. Male, daß der Verband
der deutschen Volksbühnenvereine ins Leben trat. Beides sind Er-

eignisse, die nicht nur vereinsgeschichtliche Bedeutung haben. Denn
die

deutscheVolksbühnenbewegung ist zu einem wesentlichen Faktor
im deut chen Kulturleben geworden.

Wir leben in einer Zeit, in der das Theater einen schweren
Kampf um seine Existenz kämpft. Film und Tonsilm, Rundfunk
und Sport ziehen das Interesse von ihm ab. -
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Die Volksbühnen sind aber das
stärkste

Bollwerk des Theaters
gegenüber allen unheilvollen Einwir ungen der heutigen Entwick-

lung. Als die ersten Vereine entstanden, die sich Volksbühnen oder

Freie Volksbühnen nannten, war es vor allem ihr Ziel, den Volks-

massen, die theaterhungrig, aber von den Erhebungen guter Auf-
sührungen so gut wie ausgesperrt waren, das Theater zu erschließen.
Es geschah, indem man billige Vorstellungen pachtete oder veran-

staltete (ursprünglich waren es durchweg SonntagnachmittagsAufi
siihrungen), und indem man durch planmäßige Besuchsregelung die

s
Z
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Kosten der Teilnahme an den Ausführungen aufs äußerste herab-
drückte. Dazu trat das Bestreben, den Spielplan zu beeinflussenund
den Mitgliedern Vorstellungen zu sichern, in denen sie nicht bloß
seichte slinterhaltungsware sondern tiefdrin-
gende, die sozialen Probleme aufdeckende
Kunstwerke vorgeführt bekamen; Diese Mis-
sicn hasben die Volksbühnenvereine auch heute
noch. Aber hinzu ist die andere, nicht weni-

ger wichtige, getreten, das Theater überhaupt
lebensfähig zu erhalten, für seinen Besuch
zu werben, seine Besucher fest mit ihm zu
verbinden und ihm durch finan iell gesicherte
»volle Häuser« eine bessere xistenzgrunds
lage zu schaffen. — Mit dankbarer Aner-

kennung mugzjeder kulturell interessierte
Zeitgenosse "ie Leistungen der deutschen
Volkssbühnenbewegung betrachten. In rund.
Zoo Orten des Reichs wirken Vereine. An

ihrer Spitze steht die Berliner Volksbühne
- als größte mit nahezu 100 000 Mitgliedern.

Ihr folgen Organisationen in fünf, sechs
anderen Großstädten, deren Mitgliederzahl
sich zwischen 10 000 und Zo 000 bewegt. Des-

halb soll man die kleineren Organisationen
Jedoch nicht für weniger bedeutend halten.
Manche von ihnen haben, auch wenn sie noch
nicht einmal looo Mitglieder zählen, doch 10
bis 20 v.H. aller Einwohner der Orte, in
denen sie wirken, erfaßt. Insgesamt sind es

mehr als 500 000 Menschen, die den deut-

schen Volksbühnenvereinen als Mitglieder
eingereiht sind. Jeder Verein aber führt
jedes seiner Mitglieder im Jahr acht- bis sechzehnmal in eine
Theatervorstellung (wozudann in der Regel noch die Ermöglichung
zum Besuch zahlreicher ,,Extravorstellungen«,wertvoller Konzerte
usw. tritt). Der Besuch der Vorstellungen ist billig: alle Mitglieder
zahlen das gleiche geringe Entgelt, hier nur 1 M. für den Platz,
dort 1,50 oder 2 M., während die Plätze vor jeder Vorstellung
ausgelost werden oder auf andere Weise wechseln; gleichwohl fließenden deutschenTheatern aus den von den Volksbühnen gezahlten
Platzmieten allfahrlichan 10 Millionen Mark Einnahmen zu. Von
den 500 000, die durch die Volks-bühnenvereine geworben und zum
festen Vorstellungsbesuchverpflichtet wurden, würden ohne die

Tätigkeit der Organisationen noch keine loo ooo einigermaßen
regelmäßig ins Theater gehen. «

Aber vielleicht ist es noch nicht
einmal das Wichtigste, daß soiviele
Menschen für das Theater gewon-
nen und in gewissem Sinne mit
ihm verbunden wurden. Die Wer-s

bung erfolgte für ein Theater mit

künstlerischemProgramm. Es ist
Prinzip der Volksbühnen, ihren
Mitgliedern in erster Reihe kul-
turell wertvolle Werke zuzufüh-
ren. Gewiß, man schließt das

Oben: Bruno Wille, der Vater der Volkebtihne.v
Unten: Bbbmischee Braubauq

Voltobllbne begründet

am Platz der Republik herrichtete, deren Betrieb allerdings dann

dem preußischen Staat überlassen wurde. Außer dem Theater der

Berliner Volksbühne gibt es ein halbes Dutzend Wanderbühnenim
Besitz des Verbandes der deutschen Volks-bühnenvereine, die syste-
matisch die kleineren, theaterlosen Orte«bere-isenund den dortigen
Volksbühnen künstlerischwertvolle Vorstellungen bringen. Das sind
gewiß kleine Betriebe, die mit bescheidenen Mitteln arbeiten; aber

ihre Leistungen können sich getrost neben denen zahlreicher Stadt-

theater sehen lassen. Und glänzend ist die Organisation, die eine

restlose Aus-wertu-ng aller beteiligten Kräfte sicherstellt. Jedes
Theater hat seinen festen Spielbezirk, den es —- meist unter Be-

nutzung besonders konstruierter Krsaftwagen — auf bestimmten
Routen bereist, so daß alle angeschlossenen Orte monatlich je eine

Vorstellung erhalten.
Aber nicht nur die Werbung von Theater-

besuchern, die äußerste Verbilligung des

Theaterbesuchs, die Sorge für künstlerischbe-

deutsame Vorstellungen gehören um Pro- —

gramm der Volksbühnen. Hinzu ommt die

Verbreitung guter Literatur durch den Ver-
trieb billiger Klassikerausgaben, die ständige
Bemühung um die Förderung der dramati-

schen Produktion durch eine besondere
Bühnenvertriebsstelle für dramatische Werke,
die Mitarbeit san einer planmäßigen »Lan-
desbühnenorganisation« in Preußen und
vieles andere mehr. Kein Zweifel,daß hier
auf den verschiedensten Kulturgebieten eine

höchst segensreiche Tätigkeit ausgeübt
wird. Die Widrigkeit der Zeit — Wirt-
schaftskrise usw. — erschweren die Wirk-
samkeit der

« «

Bewegungen sehr. Sicherlich ist
in zahlreichen Organisationen
sowohl hinsichtlich der Mitglieder-
zahl wie der Art der Arbeit
noch kein Idealzustand erreicht.
Aber Außerordentliches wurde

doch schon geleistet, und mit vor-

bildlichem Eifer ist man an den ver-

schiedensten Stellen bemüht, das

Erreichte festzuhalten, ja, weiter

auszubauen. — In Berlin währtf
das Ringen um eine die breitesten
Massen erfassende Theaterkultur
nun schon 40 Jahre. Es war

kein leichtes Ringen. -Innere
Zwistigkeiten in der Bewegung
wirkten gelegentlich hemmend.
Vor allem aber war es die feind-
selige Haltung des alten Obrigkeitss
staates, dieSchwierigkeiten bereitete.

Iahrzehntelang sah man in der Berliner Freien Volksbühne und der von

ihr abgesplitterten, aber gleichgerichstetenNeuen freien Volksbühne höchst
gefährliche Organisationen, die

l

hier wurde die

Wilhelm Speis-by Mitbegründer der
Berliner Volkobtibne

Teichte, bloß Unterhaltsame nicht
"

grundsätzlichaus. Es wäre auch
völlig abw«egig,die immer wichtig
gewesene Funktion des Theaters
als Stätte froher,- festlicher Erhe-
bung über die Alltagssorgen zu
negieren. Aber der Kitsch scheidet
im Programm der Volksbühnen
aus, und das ernste, zu den Tiefen des

menschlichenWesens und der gesellschaft-
lichen Probleme vorstoßende Kunstwerk
findet eine Beachtung wie sonst nirgends.
Damit ergibt sich für die deutschenTheater,
soweitsie für Volksbühnengemeindenspie-
len, die Möglichkeit zu einer ganz wesent-
lich von künstlerischenGesichtspunkten be-
stimmten Tätigkeit.

»

Dutzende deutscher Bühnen wür-
den heute nicht mehr bestehen können,
wenn ihnen die Volksbühnen nicht
einen Rückhalt bötenl Ja, eine ganze
»Bei-heVOR- Theatern ——und es sind nicht die schlechtesten —-

Ist sogar gUs der Volksbühnenbewegung herausgewacher-
V«0tallsm Ist hier auf« das Unternehmen zu verweisen- das
die Berliner Volks-bühneunterhält. Aus eigenen Mitteln schuf
sich dieser Verein das herrliche, 2000 Menschen fassende Haus am

Bülowplatz,in dem er seit 1914 mit einer eigenen Truppe vorbilds
liche Arbeit leistet. Rebenher sei bemerkt, daß die Berliner Volks-
bühne auch mit einem Aufwand von Millionen die heutige Oper

Oben: Gurt Baake, Vorsitzender der Berliner Vvltebtlhne und des

Verbandes der deutschen Volkebübnenvereine.

UntentDas Haue der Berliner Voltvbtlbne

mit ihrem Kampf gegen die Zen-
sur, mit ihrem Appell an die auf-
geklärte Arbeiterschaft zur Teil-

nahme am Kulturleben, mit ihrer
Bevorzugung sozialkritischer und
von freiheitlichem Geist erfüllter
Kunstwerke den Staat zu ge-
fährden schienen. Trotzdem konn-
ten schon vor dem Krieg an 70 000

Mitglieder gesammelt, konnte

schon vor dem Krieg der Bau des

eigenen Hauses am· Bülowplatz
begonnen werden. Im Reich gab
es vor 1911 nur ganz dürftige
Ansäize einer Volksbühnenbewes
gung. Hier blühten Volksbühnens
vereine in größerer Zahl erst nach
dem Umsturz von »t918 empor.
Auch sie hatten es bei ihrer Auf-
bauiarbeit oft nicht leicht. Aber
solche Kämpfe, wie sie Jahr-
zehnte hindurch in Berlin durch-

zufechten waren, blieben ihnen doch erspart. Nicht zuletzt des-«
halb, weil neben ihnen schon 1920 der Verband der deutschen
Volksbühnenvereine begründet wurde, der in vorbildlicher Weise
beratend und fördernd wirkte. Sehr wesentlich war aber auch-,
daß der neue Geist in der Staatsverwaltung die Volksbühnens
bewegung mit ganz anderen Augen sah. Man erkannte ihre kul-
turelle Bedeutung, »und an die Stelle einer lächerlichen Befehdung
trat eine anerkennenswerte Unterstützung.

-
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ndwdrterbuch der Wohl-
fa rtspflegr. erausgegeben
von Dr. »Huia Dünner,

weite, völli neubearbeitete
uslage. 18 S· 1929.

Carl He manns Verlag,
Berlin. reis: geb. 43 M.

O-

Das Problem des Reichs-
rats, Leitsatze mit Begrün-
dung« Gesetzentwürfe mit

Begrundung, Vergleiche mit
anderen Staaten. Verlegt
durch den Bund zur Er-
neuerung des Reiches,
Berlin. 1930. 244 S. Druck
u. Auslie erungsstelle: Carl
Schmalsel t, G. m. b. H»
Berlin.

Dr. Franz Albrecht Medi-
- rus Reichsreforin nnd Län-

detbigetenz».DieBeratungen
und eschlusse der Länder-

konjerenzund ihrer Aus-
schu e. 7 S. Preis: 3 M.
Tar

»
Hevmanns Berlaq,

Berlin.

40 Jahre Den cher oft-
verbaiid 1890——1;li0.OFS.
Preis: 5 M. Ser tverlag
des DeutschenPostver andes,
Berlin SW 61.

stulturvolttll nnd Kultur-
leiftmig in der Freien Stadt
Danzig 1920-—1930. Von
Dr. Dr. ing. o. h. H.«Strunk.
Geft Z der Danziger Schrif-
ten fur Politik und Wirt-
schaft-) 35 S. Verlag und
Druck von A. W. Kafemann
G· in. b. H» Danzig.

abrlsiich der christlichenGFvertschastenIM. Be-
richt über das Jahr 1929.

erauskkegebenvom Ge-
amtver and der christli en

Gewerkschaften 'Deutch-
lands. C riftlicher Gewerk-
fchaftsver as Berlin-Wil-
mersdorf.

Deutsche Redubli·l. Zwei
Reden zum Berfassungstag,
von Hermann Lüdemann,
Oberpräsident von Nieder-
chlesien. 16 . 1930.

euer Breslauer Verlag,
G. m. b. H» Breslanc

Geschöfkliche
Mitteilungen

Brockhaiis, Band 11. Von
Afii bis Bla. Die Fertig-
stellung des Großen Brock-
haus geht stetig vorwärts.
Jeder Band eine Sensa-
tionl Im il. Bande, der
uns vorliegt hat alles,
was« im Alphabet zwischen
Asuncion in Paraguav und
dem polnischen Markt-
flecken Blazowa sich be-
wegt, eine Heimstatte »ge-
funden. Und welch prach-
tige Heimstättel Wieder —-

wie auch schon beim ersten
Band —- konnen wir dar-

auf hinweisen daß der
Brock aus« vor-,,Grosze »

trefflich versteht, sich mitten
in unser heutiges Leben

hineinzuversetzem unver-

gleichlich den Anforde-
rungen entspricht, die wir
an ein modernes Nach-
schlagewert stellen: nicht
nur Auskunft Vgugeben,
sondern auch inle und

Ratschlägefiir das tägliche
Leben für Beruf und

amiie, für Arbeit und

aszestunden. Das bei-
gegebene Vildmaterial kann
man sich nicht reichhaltiger
denken. Die Fülle des

Stoffes ist erstaunlich. Der
Praktiker, der Gelehrte,
der Jo«urnalist,die Haus-
rau, sie alle werden ihre
elle Freude an dem Band

aben, Entzückend zum

Beispiel ist das Eintlebe-

bild en zum Artikel
»Die ermeier«: Die Stil-

Der Heimatdienst

kerin von Friedrich Ker-
sting, aus dem Schloß-
inusenm in Weimar. art
und dnftig sind die ar-

ben herausgebracht, wir
konnen keine bessere An-

schauung bekommen von

dem, was sich für uns mit
dem Begriff «Biedermeier«
verbindet! Um eine Vor-
stellung von der druck-
technischen Vollkommenheit
des Werkes zu erhalten,
betrachte man die Tafel
«Bildnismalerei«, die uns
durch die Geschichte von

Jan van Evck bis Lieber-
mann und van Gogh führt-

Der letzte Alleswisser ist
wohl Leibniz gewesen;

ewischenihm nnd uns
ie en aber

a re
» angestrengtester

menschlicher Arbeit. Selbst
dein »Gebildetenist es heute
unmoglich, jede Sache und
jeden Ausdruck zu ver-

stehen, der ihm in der
Heitungoder im Gesprach
·egegnet, und so braucht
Jeder heute ein modernes
Nachschla ewerk. Dann
aber ist chon der »Grosie
Brochaus« in erster Linie
zu empfehlen, sunt so mehr,
als das bandweife Er-
scheinen gerade
wenige Mart monatlichfast
jedem den Erwerb moglich
macht.

Schneiden Sie Ihr Heini
mit billian Linoleuintepi

pichemLaufern sowie Stra-
gu»ateppichen,Lan ern nnd

Stucktoare zum uslegen
anzer Zimmer. Die It.

FeutigeinJnserat in un-

ereni Blatte annoncierende

Firma Otto Sachau,

LinoleumgroßlfandlunzElmshorn 274, it in obigen
LErtikelnbesonders leistungs-
fa ig und hat bereits viele
I ·rer Herren Kollegen zur

großttenZufriedenheit be-
ien .

zweihundert .

jetzt für
«
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Der Grase Brocklisur let ln Wahrheit ein Hondbuch
Illee Wiesen-, das id- rnlr in gröberer Vollkommen-
heit nicht vorstellen nenn.

ten Hände.

P.W» stadtlnepelttor l. It»Hennoven

Ein lebellialtei Werk, über dar leli rnidi suserosi
dentlldi treue, es inseiit viele Spexislbödier über·
flüssig.Mit ungeteilter frei-de erwarte idi die ende-

—0.I-, Leuen-lieh Berlin.

Nicht unterlassen möchte id- ee, dein Verleg meine
liödiete Anerkennung liir den »Gron Arachne-ist«

auszusprechen. Er ist des interessante-te Such, wel-
ches ich kenne. Auen die wundervollen Beilage-i er-

werben sidi des Interesse selbst von denen-Welche
sonst nie ein such in die Hand

·

A. G» Prilitilienh femme-ruhe b. Kolli-
nehmen.

Melis-darüber
ust innen die neue reldibebdelerte Schrist »Mein
frei-nd Abt-ret«. Sie etelit Ihnen liostenlos und
unverblndlldi sur

Ver-Jung.
Wenden Sie old-i noch

heute en eine sudilien
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Die Erfindung einer Frau
fiir die Fran.

Der
schönsteSchmuck der

Frau it ihr aarl
Deshalb bedienen sich

kluge Frauen der vor-.

handenen Mittel, um das

Haar zu pflegenund schön

Zuformen. esondersauf
ieses Haar armen,

auf das Ondulieren,
wird von jeher großer
Wert gelegt. Das war

schon zu ·Groszmutters
eiten fo! Die noch heute

je: und da zur Anwendung
kommenden Wickler be-
weisen dies. Ihre An-
wendung war freilichmühsam,
zeitraubend und unbequem.
»Es deshalb wohl ver-

standli , daß an die Stelle
dieser Wickler das Haar-
brennen trat. Wenn auch
der» Brennschere manche
schone ·Haar·strähne zum
Opfer fiel» sie blieb lange
das einzige hrauchbare
Mittel zur Haartvellung
und vor allem sur Selbst-
ondulation. -

Aber auch die Brenn-
schere erweist sich ·etzt da

besonders der Hubikopf
schone große Haarivellen

verlangjtJj
als unzuläng-

liches ittel.
eute sind Wasserwellen

ino ern. Sie sehen natür-
lich aus tund widerkteen

den Witterungseinf ü sen
besser als gebrannte We en.

Solche modernen Wellen

konnte bisher nur der

Zriseiirherstellen,was viel

»eld und Zeit kostete.
Beides spielt aber im Leben

der Frau in der jetzigen
Zeit eine große Rolle.

Es wird deshalb von
allen Damen, die sich selbst
ondulieren möchten, mit

Freudenbegrüßt werden,
aß «eine Frau aus der

Praxis heraus einen Appa-
v rat erfunden hat, der es

eder Frau ohne Vor-
enntnisse und ohne be-

sondere Fertigkeit ermög-
licht zu Jeder Zeit echte
Was erwellen zu erzielen.
Es ist dies der mechanische
HaarwellsApparat ,,Elma«,
der von der Firma Dr.

Ruther, Kosmetik-Dieiist,
BerlinsjvTKronenstr.ösdirekt
an Private versaiidt wird.

In diesem haubenförmi-
gen Apparat, der einfach
aUfgesetzt wird, sind eine
Anzahl Kammstreifen
angeordnet, daß sie mit
Upkm Hundng alle gleich-

feitigchletatigtwerden und
·elbsttatigdabei das Haar
in echte Wasserwellen von
wundervoller Schönheit und
großer

.
Haltbarleit

»A·rztlicherse»itsist die
vollige Unschadlichleit dieses
Haarlvell-Llpparates atte-

tiert. ·Zehntaiisende find
ereits im Gebrauch.

-

- llllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllIllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllll

P H El NCOLD
sllberbestecke
und Tafeldesteelce mit 100 g Feins-

silderauflage,-—8 Tage zur An-

sicht-, 6—18 Monate Kredit. Die
neuen rassigen Modelle » Gruga«
»Kolcolio stilrein«, ,,Facher"

sind setzt lieterhar.

zur EinführungWerbepkelse
Verlang. sie unverb. Katalog-

Itlieingold - silberwaren - Ge·

sellschaft, w A. Keime dz co.,
Mettmann (Khld.). schliess. 45.

-————-—-

Allekfelnete Oldenburger

Taielbutter
(lliarliendufter) preisgelcrdnt
a. pasteurisiertem Rahm,
versendet täglich frisch in
Postpak. von 6 und 9 Ptd.
Inh.in l- odJi Pfd.-stticlcen
verp. geg. Nachnahme z.

Tages-preis
Erste hats-diagn hielte-ei
Cen. Kuliwardcu ls. (0lddg.) llllllIllllIllllllllIllllllllllllllllllllIIllIllllllllllllllllllllllllllIllllillllllllllllllllllllllllllllll

»

Von der Ubereeeplantogedir-ele- nacfi dem Kramer- Preilrajen . . .

von dort direkt in die Berliner Grolfröstereisunseres Hauses . . .

und aus der crejirösterei direkt zu Ihnen !

Nur so können sie die Rufeezollerliölmag spare-if
Decken sie b ei a a s Ihren Bedarf an

Ists-fee
sorte 0 liaustnlsehung, wirklich gut und ergiehlg . .Ptd. 2,60 KM
sorte 1 cainplnaeilliiecliung, sehr wohlschmeclrende

Zusammenstellung. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . » 2,90 »

sorte2 Ouatenialaslliischung, hochtein, ergiebig... » 3,15 »

sorte Z lavasspezialsllilscliung. hochfelner Plan-
tageusKatiee, wunderbare Schwere, hervor-
ragender Geschmack . . . . . . . . . . . . » . . . . . . . . . » s,40 »

sorte 4 lnioerator-Miscliung. das Feinste v. keinem,
nur Bochgewächse . ...... . . . . . . . . . . . . . . . . . . » 3.80 »

ad 5 Pfund: Liefekung frei Haus.

Jst-Kat-
,,von Daalt«, Kakao sorte I . . . . ............Pfd.1,40K.M
»von Dauic«, Kalcao sorte II . . . . . . . . .... .. » 1,60 »

Wir liefern in kackungen von y- und l Pfund.

Fee
direkt aus dem 1mport genommenl
Nr.1 osttriesische Mischung . . . . . . . . . . . · ........Pfd.4,30 EM
Nr.2 Javasorangeskecco . . . . . .. » ,-- »

Nt.3 ceylonsOrangesPeeco . . . . . . .. . » 6,20 »

Nr.4 Darjeelingsorangeskecco . . . . . . . . . . » 7,15 »·

Nr.5 Darjeeliug Ilochgewschse . . . . . . . . . . . . · . . . .. » 8«55 «

in Paelciiagen von Ell-»so l Pfund.

übers-qu

HANsEATlscH Es lMPORTIslAUs
VON DAAK s- cO. G. M. Z. l-l.
KAFFSEIMPORT - GROSSRVSTSRSI

Ein Versuch

BERLIN-WILMEKSDOKF
Sranclendurglsche Str. 21 e J2« Ollvs SIOOJOI

"

»Wer hat Dir diese Dauerwellen gemachti« - »Kein Friede-,
Du wirst staunenl Ich onduliere mich jetzt nur noch mit
dem fabelhaft. automatisch HaakwellsAppakat »Ein-ist« ,

der die pracht-vollsten Haar-wollen selbst-tätig formt.«

Zehntausende kluge Frauen benutzen zur vollen Zufrie-
denheit den technisch einzigartigen Apparat, der tiefe
und moderne Wasserwellen ohne jedes andere Hilfs-
mittel —- auch ohne Lockenwasser — onduliert.
Eine einmalige kleine Ausgabe spat-f Zelt und ileld fllr den

Frlsörz ,,Elma« ondullert, ohne Jede Beschäftigung zu

stören, jedes Haar und·alle gewünscht. Wellen gleichzeitig
und harmonisch. Kindes-leichte Anwendungl Ein einfacher

Fingerdruck setzt »Elma«-Komplett, der haubenfdrmig
das ganze Kopfsiaar erfath,
inTätiglceit Sofort bewegen
sich alle Kammstreiten ganz
allein nach vorn und hinten,
formen selbsttst. d.schdnst.,
natürl. ausseh. Haare-eilen
so arbeitet »Elma«:

und ist gleichzeitig
Haar-well- and

Frisiersutppxakatl
o Nachdestellungen
auf eine Lieferunglll
Frau V.in F. schreibt-: »Noch
kein Frisör hat mich so rest-

f

los zufriedengestcllt, wie dieses kleine und preiswerte
Hilfsmittel.« — Landgerlclitsrat P. in lc. schreit-te »Meine
Frau erklärt, mit dem Apparat zufrieden zu sein«

Die notarielle Begiuuhigunq über andere he efsterte
Anerkennunqen nnd Nuchbestellunqen aq der

Anzeigeuverwnltung dieser Zeitschrift vor.

»Elma«-Kornplett: Nr. i für zurückgekammtes Haar,
Nr. 2 für Rechtes oder Linlcss oder MittelscheiteL
Modell A ni. Alumin.-Kaminstreit. 4.95

M.)zuzilgl.lfers.sModell B m. zelluloidsKanimstreif. 5.95 M. und Nach-

,,Elma«-Klein f. Herren- od. Teilfrls· 8·- M. nahmesp.
Umsonst erhält jede Dorne dazu die schritt:

seliöasils-verhalteliest-willeniiakcliselbitoiiilislailis Ins lall. seit
Ir. III-elect- Iccisaeasle - III-It
set-list I sxll kroneasttssse sc.

—
,
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8 TAGII IUB ANSICIITL

ZLGEMÅLDIZ
—
Wir lieiern Ihnen von 25.- DI. en gute ölgemälde
nnmhntter Künstler-. Verlangen sie photog. Abb. Nr· 110
oder besichtigt-n sie unverbindiich unsere Ansstellung.
Piir Beamte Zehlungserieichterung o h n e Preiseutschlng

DIE II- ITIINSTIIUIIIS G.m.d-II.

Verknuisstelle d. DFUTSCHENMALERsCilLDE E.V.

Z IS II- I- I N C 25

Kurze strecke 17 Winter dern Lehrervereinsheus).
Ieh: Kupietgn 4048, Geschn. 9—6, sonneb. 9—ö.

Ver-send nach eilen Plätzen Deutschlands-

Ver Heimaidienst

silberne-wehe
in messiv silber (800) sowie Besteelce in 100 g
silber, mit verstärkter silbernuilage en den Auf-
lieseetelletn 72 Teile nur Rm. 135.—. 30 Jahre
Garantie. s sehnte Ziel. Pordern Sie unverbind1.

Preisiiste und Kntaiog 123

kssliz Was - soll-Ists isiitlntsnoli

Unoleunstenplche
Läuker und vorlagen billig, Lieterung kracht- und ver-

peclcungsirei, ohne Einzahlung IOW Beemtenrnbntiz
Roten von monetlich nur RllL 10.——. verlangen
Sie Musternuswnhl nls Päelcchen irenko auf 5 Tege.

HE» linkinnen M kesihesoliein»——————:q

.

liefern wir seit lssi diss. Ih unsere- Fels-site

Oben-betten-
llntesshetten, Plan-ents-
untl Riesen· sottfetlstsu

streng vertraulich ohne Anxehiung gegen
9 Monate ziel und monetllche Keten.

Erste Knie I Don-f nsch tiefes-uns.
Jedes Bett wird tiir jeden Kunden nach ge-
troikener Wahl besonders nngeiertigh

mindern-ern e Uer

nonelsltenteklinii
N, Kestenieneilee 50

Liesennuswuhh Zehlungss
erleichtetung 6 W

II« -:;- «;s- -::- «c;- «--. -:-- «·-s »I- »s-

--,- ---· a-- ---- »s- ·--- --.- ---- .--- --:-

sc get-. echte
, tedellose

. »
. Istsksdslilipl

ZEIT-Z wob·snnion4'kogo.
lceroiinen u. viel.

end.selt. Länd» t. n. M. 2.95
u. Port. per Rechn. Freisi.WIZSR UHKSNl

Otto sacht-In Llnoleumgroshendlung, Eimshorn 289
ichs-en wir n chi-

Lt. amtl. noterieller Bestätigung:letztistist Moselweinhilllig
Vskzwhpn ss I. UZZB stunden ln Inehr sit

·

15 s .

«

en-

Ists-ItFässgthzeKlsto 2. bes- 100000 Kunden heben zutn

290k csq . 2. flinl und öfter ones-bestellt-
» hgkstslrssmqkKönqu I. Viele stunden schreiben, des

»Wer schwam- kstz 1.20 solch Ists Seite-I st- esse-Iet-
»27ek klahztmskkuhnsquo III-its zu gleichen Preisen nicht

»27er Vhroner Rates-d 1.70 III lau-III Inn-·

»21er Pleeporter Fichte-s

Gebl- Passmann H G
h

(natur i.95
n Mlnue satt. erner o en

» «

Koln 149, Trieker stkaise 13.
ckcsies spezielqesehstt Deutschl-Inde-

1.-, fliehn-ein 0.75. Glas

verlangen Sie kostenios Muster und Preisllste,

leihvveise
"

oder 0.20 p.·kl.
sot. bestellen u. Preisiiste

euch sie werden bestimmt unser Kunde.
verlangen. Leutende Au-

erlcennungen. Teilnahlungi
Ieialtsllskel schnitt-en igretls. allo. Kolllkp?A.5c«5«- UAO AMSMØUUÆU

. e ac iel sil oer .

m»,»«»»«5»»mk»»»»
ZettiuNtsjiz4-tkieakieh-ikn« s r u ils )

.

seu-NANDsUUA«OIc»M»c»-s,»cs k
«M««.»m-« - scllilckclchth i IICkIIICIIIclI sogen-Mes-

6 ise«««-««75«’55575c«5
.

verschiedene Werken, neu und gebraucht, doch tadellos o . h a u .·m« « YIIUUTALWYYATII Kotieriorm . . . . . neu Meri-

135 —
lett-e-

IIIMU ZEI..«TÄI-W 5 0lct., ohne Reg· . . . . » 1 5
'

.

,-
5 okt» 9 Reg. . « · « . » bei-KI-

xu

vegemunüerwilztä2 Sp» 12 Reg» . . neu »
. . .

sksxh Keg. »-
. neu » ZEICIIIIOIIV. » III i- 23 les-ten korrekten-el-3 sp» eg- - - veu » Inst

» Is,75 Note-. jedoch Essen-. sche-

g Sp»129 E . . . » lggg Heu-»Ja »m- swkkmuuw nnd Stieg-nglles TheräxgeådeF ps- · · « - » spskuhm kasthh us Erfinder- eines

is ns
u-

Znhlung noch Vereinbarung. Prospekt II Statis- fl.s.
» Im Uns-a gesät-Fratz-ozkäukxvaäs

llckltlcllllllllllslls llllzcwslkilllc cis « «" «««"
n. esse-. namens-dem

Iiliilllilliililillillllllliillllllilllliiilliillill
(vormels Gedevag, Kosmos und selbsthilfe)

illllltllllilllliill5 lllllllllllsllIM. — llilsliklitll5 lllill.Illi.

illikslcllliklslllllislsllllIllllikMllllli
Vertragsgeselischaft vieler Vereine und Verbinde-.

Krankenversicherung mit Gewinnbeteiligung
Freie Arztwahii

Kein Krankenschein und keine Kranicmeidungl
Keine äkztllche Untersuchung bei der Autnahmel

Hohe Leistungen bei Arzt-, Ärmel-, Operatione-
und Krankenhausicosteni

Zahnbehandlung und Zahneksntzi
Hohes Sterbegeldl Wochenhlliei

Bei Untall sofort Anspruch aut die Leistungeni
Anerkennt hulante Schadensregullerungi

Verlangen sie kostenlos und ohne jede Verbindlichkeit Prospekt
und Aufnahmeschein durch das spezinibüro Mr die Beetnrenvcrbånde

0tto Hack, Berlin 0 17
Am Ostbnhnhot 12.

Wohnungen
Näh s hist-h -

Preis-härterAdlers-er,

IVs Immer-Wohnungen
Besiehtlgung- Montag, Mittwoch, Freitag-,
Sonnabend 1—6 Uhr, sonntags 10—-2..

vermietungssBiirm vernheger, Ecke Wisbyer straiiez
sofort vermiet- and beziehbnr.

few-Clas- ZBitkiskqggkfvvunetmsm
stracenhahtkllnltestelle Linie 60

11-2-,ss u. 272 Immer-Wohnungen
Besichtigung: Täglich 1—6 Uhr,

Sonntag 10—-·1 Uhr

Vermietungsbiiro: dortselbst, Wittekindstknce 643
per sofort zu vermieten.

IIIIIIIIIIZ Nähe Kaiser-witheim-stk.

M- u. ziszisnsnersicohnunsen
Besichtigung: werktäglioh 1-—6 Uhr-.

·

Vermietungsbiitm dortseibsn Benutenwek 133
per sofort Ia vermieten.
Grösere Wohnungen später.

Grüner Neubeusohein erforderlich Sämtliche Wohnungen
sind mit neuzeitlichem Komkort (Zentraiheizung, Warm-

wesser, mech. Weschkiiehe) versehen.

II e - C e - In
Deutsche Gesellschaft zur Förderung des Wohnungs-

baues, Gemeinniitzige Aktiengesellschan Berlin.

Vetantwoktlich für den redaktionellen Teil gemäß pressegefetzt Ministeriaikat Dr. s tt a h l , BekliniGrunewnid —- Für den Unzeigenteilx Heinz Pki nzhorn , Berlin SW Os· «-

Rlleinige Unzeigenannahmeg Dr. W alter setzef and , UnnoncensE pedition G.nt. b.H., Berlin Sw W, Friedrichstraße239. — Offfetdruckg W. B ü x e n st ein , Berlin Sw HA.
Inschrift der Reich-kenne e für Heimatdienst, Berlin w Zä, petsdamer Straße sil.
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